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Die Hilfsbereitschaft für und die Solidarität mit 
den Menschen, die vor dem Krieg in der Ukraine 
fliehen, unterstützt auch die EU-Kommission mit 
steuer lichen Maßnahmen. Sie hat am 01.07.2022  
beschlossen, die Einfuhr von Lebensmitteln, Decken, 
Zelten, Stromgeneratoren und anderen lebens-
rettenden Ausrüstungsgegenständen, die für vom 

Krieg betroffene Ukrainer bestimmt sind, vorüber-
gehend von Eingangsabgaben und Mehr wert steuer 
zu befreien. Diese Maßnahme gilt rückwirkend ab 
dem 24.02.2022 und bis zum 31.12.2022.
Die geltenden EU-Rechtsvorschriften beinhalten 
Instru mente, die ausnahmsweise für die Unter-
stützung von Katastrophenopfern eingesetzt werden 

Ukraine-Krise: Eingangsabgaben- und Mehrwertsteuerbefreiung 

Seit dem 01.10.2022 unterliegen Gaslieferungen 
über das Erdgasnetz und Wärmelieferungen über 
ein Wärmenetz befristet bis zum 31.03.2024 dem 
ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. Nach diesem 
Zeitraum soll wieder der reguläre Steuersatz von 
19 % gelten. Das Bundesministerium der Finanzen 
hat rechtzeitig mit dem Inkrafttreten des „Gesetzes 
zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes 
auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz“ ein An-
wendungsschreiben zur Regelung von Detailfragen 
veröffentlicht.
Die Lieferungen von Gas oder Wärme durch Ver -
sorgungsunternehmen an Kunden werden nach 
Ablesezeiträumen (z. B. vierteljährlich oder jähr-
lich) abgerechnet. Sofern die Ablesezeiträume zu 
einem Zeitpunkt nach dem 30.09.2022 und vor 

dem 01.04.2024 enden, sind grundsätzlich die 
Lieferungen des gesamten Ablesezeitraums dem  
ab 01.10.2022 geltenden Umsatzsteuersatz von  
7 % zu unterwerfen. Sofern Ablesezeiträume nach 
dem 31.03.2024 enden, sind grundsätzlich die 
Lieferungen des gesamten Ablesezeitraums dem 
Umsatzsteuersatz von 19 % zu unterwerfen. Die 
Versorgungsunternehmen können jedoch auch 
verkürzte Abrechnungszeiträume wählen und ent-
sprechend zeitanteilig den maßgeblichen Umsatz-
steuersatz anwenden.

Quelle: 

Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gas-

lieferungen über das Erdgasnetz vom 19.10.2022, BGBl. 2022 I, 1743; 

BMF-Schreiben vom 25.10.2022, III C 2 - S 7030/22/10016 :005

Befristete Absenkung des Umsatzsteuersatzes für Gaslieferungen über das Erdgasnetz und Wärme über ein 
Wärmenetz 

Mit dem „Gesetz zur temporären Senkung des 
Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen über das 
Erdgasnetz“ ist zudem die Möglichkeit der steuer-
freien Zahlung einer „Inflationsausgleichsprämie“ 
eingeführt worden.
Danach können Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern 
zum Ausgleich inflationsbedingter Mehrbelastungen 
eine Inflationsausgleichsprämie zahlen, die bis 
zu einem Betrag in Höhe von 3.000 € steuer- und 
sozialversicherungsfrei bleibt. Die Infla tions aus-
gleichs prämie wird in einem neuen § 3 Nr. 11c EStG 
geregelt und unter folgenden Voraussetzungen 
gewährt:

Es handelt sich um eine Zahlung im Zusammen-
hang mit der aktuellen Preissteigerung. 
Die Leistung wird zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gewährt. Zur Erfüllung 
dieser Bedingungen ist es vorteilhaft, wenn die 
Zahlung als Einmalbezug geleistet wird.

Es handelt sich um einen steuerlichen Frei be-
trag, das heißt, dass die Prämie über den Gültig-
keitszeitraum auch in mehreren Teilbeträgen 
ausgezahlt werden kann. 
Der Auszahlungszeitraum ist vom 26.10.2022 bis 
zum 31.12.2024 befristet. 

Hinweise
Damit die Inflationsausgleichsprämie korrekt als 
steuerfreie Prämienzahlung eingeordnet werden 
kann, sollte diese auf der Lohnabrechnung gesondert 
abgerechnet und kenntlich gemacht werden. 
Bei der Auszahlung der Ausgleichsprämie muss 
außerdem der arbeitsrechtliche Gleich behand lungs-
grundsatz beachtet werden.

Quelle: Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes 

auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz vom 19.10.2022, BGBl. 

2022 I, 1743

Steuerfreie Inflationsausgleichsprämie
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Keine Körperschaftsteuerbefreiung: Betriebsnaher Kindergarten ist nicht gemeinnützig

1.  NEUIGKEITEN IM GEMEINNÜTZIGKEITSRECHT/
GESUNDHEITSWESEN

1.1

Wenn Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen nach ihrer Satzung und ihrer 
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch-
lichen Zwecken dienen, sind sie von der Körper-
schaftsteuer befreit.

Hinweis: 
Eine Gemeinnützigkeit setzt nach der Abgaben-
ordnung voraus, dass die Tätigkeit darauf gerichtet 
ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem  
oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern.

Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs 
(BFH) ist eine Kinderbetreuungseinrichtung nicht 
gemeinnützig tätig, wenn sie sich bei der Platzver-
gabe vorrangig an den Belegungspräferenzen ihrer 
Vertragspartner orientiert. Im zugrundeliegenden Fall 
hatte eine GmbH mit verschiedenen Unternehmen 
vertraglich vereinbart, dass sie für die Kinder der 
Mitarbeiter diverse Kinderbetreuungseinrichtungen 
errichtet und betreibt. Dabei sollte die GmbH die 
vorgegebene Belegungspräferenz der Unternehmen 
berücksichtigen, sofern dies mit den gesetzlichen 
Bestimmungen, behördlichen Auflagen und dem 
pädagogischen Konzept vereinbar war. Unter neh-
mens fremde Personen konnten nur dann einen 
Betreuungsplatz in Anspruch nehmen, wenn die Mit-
arbeiter der kooperierenden Unternehmen keinen 
Bedarf hatten oder wenn Plätze länger unbelegt 
blieben.

Das Finanzamt erkannte dem Betreiber die Gemein-
nützigkeit ab und argumentierte, dass seine Tätig-
keit nicht die Allgemeinheit fördere, weil seine 
Kindergärten in erster Linie den Beschäftigten der 
Vertragspartner vorbehalten waren. Die Befreiung 
von der Körperschaftsteuer sei daher nicht zu 
gewähren. Der BFH bestätigte dieses Ergebnis und 
erklärte, dass eine Förderung der Allgemeinheit 
nur vorliege, wenn im Grundsatz jedermann freien  
Zutritt zur Körperschaft oder zu ihren Leistungen 
hat und sich der geförderte Personenkreis dem ent-
sprechend zumindest als Ausschnitt der Allgemein-
heit darstellt und die Allgemeinheit repräsentiert. An 
dieser Voraussetzung fehlte es im vorliegenden Fall, 
denn die Tätigkeit des Kindergartenbetreibers hatte 
nur einen Kreis von Personen gefördert, der aufgrund 
der Zugehörigkeit zur Unternehmensbelegschaft fest 
abgeschlossen war. Eine verbindliche „Rest platz-
quote“ für außenstehende Personen, die eine Förde-
rung der Allgemeinheit hätte begründen können, 
hatte es im vorliegenden Fall nicht gegeben.

Hinweis: 
Auch eine Körperschaftsteuerbefreiung aufgrund der 
Verfolgung mildtätiger Zwecke schied im vorliegen-
den Fall aus, weil die Klägerin nach ihrer Satzung nur 
gemeinnützige, nicht aber auch mildtätige Zwecke 
verfolgt hatte.

Quelle: BFH, Urt. v. 01.02.2022 - V R 1/20

können. Das Zollrecht der EU ermöglicht die zoll-
freie Einfuhr von Waren, die für Katastrophenopfer 
bestimmt sind. Diese Möglichkeit kann von staat-
lichen Organisationen und anerkannten Organisa-
tionen der Wohlfahrtspflege genutzt werden. Dafür 
ist ein Beschluss der Kommission erforderlich, 
den sie auf Antrag der betroffenen Mitgliedstaaten 
fasst. Auch das Mehrwertsteuerrecht der EU sieht 
Bestimmungen für die Befreiung der Einfuhr be-
stimmter Gegenstände von der Mehrwertsteuer vor.

Hinweis: 
Der Beschluss der EU-Kommission ergänzt die im 
April verabschiedeten neuen Mehrwert steuer  vor-
schriften. Diese ermöglicht es den Mit glied staaten, 
die einschlägige Steuerbefreiung auf inländische 
Lieferungen von Gegenständen und Dienst-
leistungen, einschließlich Spenden, zugunsten von 
Katastrophenopfern auszuweiten.

Quelle: EU-Kommission, Pressemitteilung v. 01.07.2022
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Leasing: Verschaffung von Versicherungsschutz umsatzsteuerfrei?

Das Bundesfinanzministerium hatte sich im Jahr 
2021 dreimal zur umsatz- und versicher ung steuer-
rechtlichen Behandlung von Garantiezusagen von 
Kfz-Händlern geäußert. Auslöser war ein Urteil 
des Bundesfinanzhofs (BFH) aus dem Jahr 2018.  
Darin hatte der BFH entschieden, dass die entgelt -
liche Garantiezusage eines Kfz-Händlers als  eigen   -
stän dige Leistung umsatzsteuerfrei ist. Die Finanz   -

ver wal tung hatte daraufhin ihre Auffassung  
geän dert und ent geltliche Garantiezusagen durch 
Kfz-Händler als um satzsteuerlich eigenständige 
Leistungen bewertet. Fraglich ist nun, ob die mit 
diesen BMF-Schreiben verbundenen Änderungen 
auch auf Leasing-Fälle übertragbar sind.
Bund und Länder haben sich nun darauf verstän-
digt, dass die Verschaffung von Versicherungs-

2. STEUERRECHTLICHE NEUIGKEITEN 
FÜR UNTERNEHMEN

Gemeinnütziger Verein: Organisation des Zivildienstes begründet einen Zweckbetrieb

Gemeinnützige Organisationen (z. B. Vereine) sind 
mit ihren Einkünften aus sogenannten Zweck be trie-
ben von der Körperschaftsteuer und der Gewerbe-
steuer befreit. Umsätze, die sie im Rahmen eines 
solchen Zweckbetriebs erzielen, sind zudem meist 
umsatzsteuerfrei oder unterliegen dem ermäßigten 
Umsatzsteuersatz.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich ent schie-
den, dass ein Zweckbetrieb auch vorliegt, wenn 
ein gemeinnütziger Verein die Organisation von 
Zivildienstleistenden übernimmt. Geklagt hatte ein 
eingetragener Verein, der soziale und caritative 
Hilfe  leistungen anbot und nach seiner Satzung un-
mittelbar gemeinnützige, mildtätige und kirch liche 
Zwecke verfolgte. Auf Grundlage einer Verein-
barung mit dem Bundesamt für den Zivildienst  
ver pflich tete sich der Verein, den Einsatz von Zivil-
dienstleistenden im sozialen Bereich (u. a. in Kran-
ken   häusern, Jugendheimen, Sozialstationen, Pflege -
diensten, Kirchengemeinden) zu organisieren. Der 
Verein fungierte damit als Beratungs-, Betreu ungs- 
und Fürsorgeeinrichtung. In den Jahren 2007 bis 
2010 betreute der Verein zwischen 1.464 und 1.522 
Zivildienst leistende. Das Finanzamt besteuerte die 
hieraus erzielten Überschüsse und erklärte, dass der 
Verein lediglich reine Dienstleistungen gegenüber 
den Beschäftigungsstellen der Zivildienstleistenden 
erbracht habe und keine Verwirklichung unmittelbar 
eigener steuerbegünstigter Zwecke vorgelegen habe.
Der BFH wandte den Steuerzugriff jedoch ab und 
sah die Voraussetzungen für einen Zweckbetrieb 
als erfüllt an. Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 

der Zivildienstbetreuung diente in seiner Gesamt-
aus richtung dazu, die eigenen steuer begünstigten 
satzungsmäßigen Zwecke zu ver wirklichen, da der 
Betrieb den Satzungszweck erfüllte. Die Zivil dienst-
leistenden waren im sozialen Bereich eingesetzt; 
der Verein trug zudem wesentlich dazu bei, dass ein 
funktionierender Zivildienst gewährleistet war und 
damit hilfsbedürftige Menschen unterstützt werden 
konnten. Es hatte zudem eine untrennbare Verbin-
dung der Verwaltungsleistungen mit der gemein-
nützigen Tätigkeit bestanden, da die Leistungen für 
den Zivildienst substantiell waren. Der Verein war 
mit seiner Betätigung weit mehr als eine bloß 
formal verwaltende Geschäftsstelle gewesen, denn 
er hatte den tatsächlichen Verlauf des Zivildienstes 
maßgeblich beeinflussen können. Damit hatte er 
Dienste erbracht, die für eine effektive Durchführung 
des Zivildienstes unerlässlich waren und durch die 
Hilfseinrichtungen selbst nicht erbracht werden 
konnten.

Hinweis: 
Eine Wettbewerbsverzerrung, die einen Zweck be trieb 
hätte ausschließen können, lag im Urteilsfall nicht 
vor, da ein Wettbewerb zu anderen Konkurrenten 
von vornherein ausgeschlossen war. Nur Verbände 
konnten vom Bundesamt für die ihnen angehörenden 
Beschäftigungsstellen mit den Verwaltungs aufgaben 
beauftragt werden.

Quelle: BFH, Beschl. v. 15.03.2022 - V R 46/19
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Eine Frage an Luxemburg: Zum Anwendungsbereich der Vorsteuerberichtigung

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat zur 
Vor steuerberichtigung eines Unternehmers ent-
schie den, der sein Recht auf Vorsteuerabzug vor 
Ablauf einer Ausschlussfrist nicht ausgeübt hat. Im 
Besprechungs fall verkaufte die Gesellschaft B an  
den Kläger X zehn Baugrundstücke in den Nieder-
landen. Auf ihnen sollten Mobilheime errichtet 
werden, um die Grundstücke dann weiterzuver-
kaufen. Im Jahr 2006 übergab B die Parzellen an X  
und stellte für diese Lieferung Mehrwertsteuer in 
Rechnung. X nahm jedoch keinen Vorsteuerabzug in 
Anspruch.
Aufgrund der wirtschaftlichen Lage wurde die 
beabsichtigte Entwicklung der Parzellen nicht 
realisiert. Im Jahr 2013 verkaufte X zwei Parzellen 
an B zurück und stellte die Mehrwertsteuer auf 
den Verkaufspreis in Rechnung. X erklärte diese 
Steuer nicht und führte sie auch nicht ab. Von der 
Steuerverwaltung erhielt er im Jahr 2015 einen 
Nacherhebungsbescheid über die Mehrwertsteuer 
bezüglich des von B für die Lieferung der beiden 
Parzellen gezahlten Preises. Hiergegen erhob X  
Klage und machte geltend, dass die Nacherhebung 
um den für die Lieferung dieser Parzellen im Jahr 
2006 gezahlten Mehrwertsteuerbetrag reduziert 
werden müsse.
Die Klage wurde abgewiesen, die Berufung jedoch 
war erfolgreich. Zunächst wurde der Nacherhe-
bungs  betrag herabgesetzt. Das Berufungsgericht  
war der Ansicht, dass die tatsächliche Verwendung 
für das Recht auf Vorsteuerabzug entscheidend  

sei. Daher könne die X beim Erwerb der beiden 
Parzellen im Jahr 2006 in Rechnung gestellte und 
damals nicht abgezogene Mehrwertsteuer bei der 
ersten Verwendung dieser Parzellen zu Zwecken 
besteuerter Umsätze im Jahr 2013 vollständig 
abgezogen werden. Gegen das Urteil wurde beim 
Obersten Gerichtshof der Niederlande Revision 
eingelegt. Dieses wiederum hatte Zweifel, wie die 
Mehrwertsteuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) aus-
zulegen ist, und legte den Fall dem EuGH zur Vorab-
entscheidung vor.
Der EuGH stellte fest, dass X, nachdem er es 
versäumt hatte, sein Recht auf Vorsteuerabzug für 
den Parzellenerwerb im Jahr 2006 auszuüben, von 
dieser Möglichkeit nicht innerhalb der Ausschluss-
frist Gebrauch gemacht hat. Er beantragte erst im 
Jahr 2015, das Recht auf Vorsteuerabzug ausüben  
zu dürfen. Die Möglichkeit, den Vorsteuerabzug  
ohne zeitliche Beschränkung auszuüben, wider-
spricht dem Grundsatz der Rechtssicherheit. Dieser  
verlangt, dass die steuerliche Lage des Steuer-
pflichtigen in Anbetracht seiner Rechte und Pflichten 
gegenüber der Steuerverwaltung nicht unbegrenzt 
lange offenbleiben kann. Der von der MwStSystRL 
vorgesehene Berichtigungsmechanismus findet  
keine Anwendung, wenn ein Steuerpflichtiger es 
versäumt hat, das Recht auf Vorsteuerabzug aus-
zuüben, und dieses wegen des Ablaufs der Aus-
schlussfrist verloren hat.

Quelle: EuGH, Urt. v. 07.07.2022 - C-194/21

Europäischer Handel: Kumulativer innergemeinschaftlicher Erwerb und die Umsatzsteuer

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat ent-
schieden, dass es zu einem kumulativen inner-
gemeinschaftlichen Erwerb auch im Mitgliedstaat 
des Beginns der Beförderung der erworbenen 
Gegen stände kommen kann, wenn der Erwerber die 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) des 
Abgangsmitgliedstaats verwendet. Ein kumulativer 

innergemeinschaftlicher Erwerb liegt jedoch nicht  
vor, wenn bereits die innergemeinschaftliche 
Liefe  rung steuerpflichtig war und kein Recht auf 
Vorsteuerabzug bestand. Andernfalls würde die 
Umsatzsteuer doppelt festgesetzt.
Der Urteilsfall betraf ursprünglich falsch beurteilte 
Reihengeschäfte. Der niederländische Erwerber B 

schutz für ein Leasingobjekt und die im Leasing  
selbst bestehende Dienstleistung umsatzsteuerlich  
als eigen ständige Leistungen anzusehen sind. 
Sofern der Leasing geber das Leasing   objekt in 
diesen Fällen selbst versichert und die Kosten der 
Versicherung dem Leasing nehmer gesondert in 
Rechnung stellt, verschafft er dem Leasingnehmer 

Versicherungs schutz. Diese Leistung ist unter 
Beachtung der weiteren Voraussetzungen des § 4  
Nr. 10 Buchst. b UStG umsatzsteuerfrei.

Quelle:

FinMin Mecklenburg-Vorpommern, Erlass v. 25.05.2022 – S 7163-

00000-2017/001-002
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Das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) hat 
entschieden, dass der Vorsteuerabzug einer Kapital-
gesellschaft aus Leistungen für private Interessen 
ihres Geschäftsführers und dessen Ehefrau aus-
geschlossen ist.
Im vorliegenden Fall ging es um eine GmbH. 
Gesellschafter und Geschäftsführer der GmbH ist  
C. Seine Frau ist bei der GmbH geringfügig beschäf-
tigt. Sie ist Eigentümerin eines mit einer Doppel -
haushälfte bebauten Grundstücks, das sie im Jahr  
2015 teilweise an die GmbH vermietet hatte. Die 
Vermietung erfolgte ohne Umsatzsteuer. Im Jahr 
2015 wurde das Gebäude aufwendig saniert (Ein-
bau von Lüftungsanlage, Rollläden, Dachfenstern)  
und mit umfangreicher Haustechnik ausgerüstet 
(Elektro   installationen inklusive Photovoltaikanlage). 
Auftrag geber war die GmbH, die auch die Rech-
n ungen beglich. Eine Abrechnung der GmbH  
gegenüber der Eigentümerin oder dem Geschäfts-
führer erfolgte nicht. Seit 2016 wird das Gebäude 

von C und seiner Ehefrau zu Wohnzwecken genutzt. 
Die GmbH begehrte den Vorsteuerabzug und 
argumentierte, dass es sich bei dem Gebäude um 
ein Prototypen haus handele, das zwar privat genutzt 
werde, aber in erster Linie Demonstrationszwecken 
gegenüber potentiellen Kunden diene.
Das sahen sowohl das Finanzamt als auch das 
FG anders und versagten den Vorsteuerabzug. 
Sie vertraten die Auffassung, dass die erbrachten 
Leistungen unmittelbar ihrem objektiven Inhalt nach 
den privaten Interessen des Geschäftsführers der 
GmbH und dessen Ehefrau dienten. Unerheblich sei, 
dass die GmbH durch die Nutzung des Gebäudes 
als Anschauungs- und Werbeobjekt gegebenenfalls 
mittelbar die Stärkung der Gesamttätigkeit des 
Unternehmens bezweckt hat.

Quelle: 

FG Baden-Württemberg, Beschl. v. 08.02.2022 - 12 V 2329/20

Kapitalgesellschaften: Kein Vorsteuerabzug, wenn Leistungen (auch) privaten Interessen dienen

erwarb unter Angabe seiner polnischen USt-IdNr. 
Gegenstände vom polnischen Lieferer BOP. Die 
Lieferungen von BOP an B wurden als inländische 
Lieferungen innerhalb Polens eingestuft, auf die 
der polnische Umsatzsteuersatz angewandt wurde. 
Die Lieferungen an seinen Abnehmer C in einem 
anderen Mitgliedstaat behandelte B als steuer freie 
innergemeinschaftliche Lieferungen. C wiede rum 
versteuerte im Mitgliedstaat der Beendigung der 
Beförderung ordnungsgemäß einen inner ge mein-
schaftlichen Erwerb.
Das polnische Finanzamt war jedoch der Ansicht, 
dass die bewegte Lieferung nicht der zweiten 
Lieferung (von B an C), sondern der ersten Lieferung 
in der Reihe (von BOP an B) zuzuordnen sei.  
Folglich habe BOP innergemeinschaftliche Liefe-
rungen in Polen getätigt. Diese werden vom 
Finanz amt nicht steuerfrei behandelt, so dass 
polnische Umsatzsteuer abzuführen war. B wurde 
der Vorsteuerabzug für die in Rechnung gestellte 
Umsatzsteuer versagt. Aufgrund der abweichenden 
Zuordnung der bewegten Lieferung habe B inner-
gemeinschaftliche Erwerbe im Mitgliedstaat der 
Beendigung der Beförderung getätigt. Zudem habe  
B aufgrund der Verwendung der polnischen USt- 
IdNr. kumulative innergemeinschaftliche Erwerbe in 
Polen begründet.

Der EuGH stellte klar, dass die ursprünglich 
falsche Zuordnung der bewegten Lieferung in einer 
Reihe grundsätzlich zu einem kumulativen inner-
gemeinschaftlichen Erwerb in dem Mitgliedstaat 
führen kann, der dem Erwerber die von ihm für den 
innergemeinschaftlichen Erwerb verwendete USt-
IdNr. erteilt hat.
Im Urteilsfall wurde jedoch auch Umsatzsteuer auf 
die innergemeinschaftlichen Lieferungen erhoben, 
während dem Erwerber B kein Vorsteuerabzug 
gewährt wurde. Die innergemeinschaftlichen Liefe-
rungen wurden somit nicht steuerfrei behandelt. 
Im Ergebnis wandte sich der EuGH dennoch 
gegen die Besteuerung eines kumulativen inner-
gemeinschaftlichen Erwerbs, da dies nicht mit 
den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der 
steuerlichen Neutralität im Einklang stehe.

Hinweis: 
Das Urteil macht deutlich, dass es in der Praxis 
wichtig ist, Reihengeschäfte hinsichtlich der be-
wegten und der ruhenden Lieferung zutreffend zu 
beurteilen und die korrekte Verwendung der USt-
IdNr. sicherzustellen.

Quelle: EuGH, Urt. v. 07.07.2022 - C-696/20
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Keine steuermindernde Handwerkerleistung: Belastung des Gesellschafterverrechnungskontos ist kein begünstigter 
Zahlungsweg

Wenn Steuerzahler einen Handwerker in ihrem 
Privathaushalt beauftragen, können sie die an fal-
lenden Lohnkosten mit 20 %, maximal 1.200 EUR 
pro Jahr, von der eigenen Einkommensteuer ab-
ziehen. Das Finanzamt setzt für die Gewährung 
des Steuerbonus voraus, dass der Steuerzahler für 
die Handwerkerleistung eine Rechnung erhalten 
hat und die Zahlung auf das Bankkonto des 
Leistungserbringers erfolgt ist. Barzahlung erkennt 
der Fiskus nicht an, weil der Steuerbonus die legale 
Beschäftigung fördern soll.
GmbH-Gesellschafter sollten in diesem Zusam-
men hang unbedingt eine neue Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs (BFH) kennen: Die Bundesrichter 
entschieden, dass Handwerkerlöhne nicht absetz bar 
sind, wenn der Rechnungsbetrag durch Belastung 
des Gesellschafterverrechnungskontos beglichen 
wurde. Im zugrundeliegenden Fall hatte der Gesell-
schafter einer Dachdecker-GmbH seine Firma mit 
Abdichtungs- und Reparaturarbeiten an seinem 
privaten Wohnhaus beauftragt. Die ihm hierfür 
gestellte Rechnung hatte er im Wege der Aufrech-
nung über sein Gesellschafterverrechnungskonto 
begleichen lassen.

Hinweis: 
Bei GmbH-Geschäftsführern kommt es häufig vor, 
dass sie für das Unternehmen Geld auslegen oder 
umgekehrt das Unternehmen Zahlungen für die 

Geschäftsführer leistet, die privater Natur sind. 
Diese Vorgänge werden klassischerweise auf einem 
Gesellschafterverrechnungskonto erfasst und gegen-
gerechnet.
Der BFH erkannte den Zahlungsweg über das Gesell-
schafterverrechnungskonto nicht an und versagte 
dem Gesellschafter der Dachdecker-Firma daher den 
Steuerbonus für Handwerkerleistungen. Die Bundes-
richter erklärten, dass der Rechnungsbetrag nach 
den gesetzlichen Vorgaben auf einem Konto des 
Leistenden bei einem Kreditinstitut gutgeschrieben 
werden muss. Ohne die Einbindung eines solchen 
Instituts und somit ohne bankenmäßige Dokumen-
tation des Zahlungsvorgangs darf kein Steuer bonus 
für Handwerkerleistungen abgezogen werden. Die 
Aufrechnung durch Belastung des Gesell schafter-
verrechnungskontos erfüllt also nicht die gesetzlichen 
Anforderungen an den Zahlungsweg.

Hinweis: 
GmbH-Gesellschafter sollten darauf achten, dass 
sie auch die durch ihre eigene GmbH erbrachten 
Handwerkerleistungen über ihr Bankkonto abwickeln, 
so dass die bankenmäßige Dokumentation gewähr-
leistet und der Handwerkerlohn steuerlich abziehbar 
ist.

Quelle: BFH, Beschl. v. 09.06.2022 - VI R 23/20

Umsatzsteuer: Regelungen zum Reihengeschäft novelliert

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat den 
Entwurf eines Schreibens zur umsatzsteuerlichen 
Behandlung von Reihengeschäften veröffentlicht.
Mit dem Jahressteuergesetz 2019 wurden zum 
01.01.2020 die sogenannten Quick Fixes in das 
deutsche Umsatzsteuerrecht übernommen. Ein 
Teil dieser Quick Fixes betrifft die Neuregelung 
zur Bestimmung der bewegten und der ruhenden 
Lieferung bei Reihengeschäften. In diesem Zu-
sammenhang wurde der neue Absatz 6a in § 3 
Umsatzsteuergesetz (UStG) eingefügt. Damit wurde 
die Ortsbestimmung von Lieferungen innerhalb  
eines Reihengeschäfts erstmals europaweit verein-
heit licht. Unverändert geblieben ist, dass die Waren-
bewegung nur einer der Lieferungen zugeordnet 
wird. Bei Lieferungen, die in einen anderen EU-
Mitgliedstaat oder in einen Drittstaat außerhalb 

der EU transportiert werden, kann nur diese eine  
bewegte Lieferung umsatzsteuerfrei sein. Die Be -
stimmung, welche der Lieferungen in dem Reihen-
geschäft die bewegte Lieferung ist, wurde mit der 
Einfügung des neuen Absatzes 6a in § 3 UStG  
geregelt.
Das BMF äußert sich in dem Entwurfsschreiben 
zur gesetzlich neugeregelten Zuordnung der waren-
bewegten Lieferung bei Reihengeschäften. Aus-
schlaggebend sei dabei die Transportveranlassung. 
Danach wird die Warenbewegung bei Beförderung 
durch den ersten Unternehmer in der Reihe auch 
seiner Lieferung zugeordnet. Erfolgt die Beförde-
rung durch den letzten Abnehmer, wird die Waren-
bewegung der Lieferung an ihn (den letzten 
Abnehmer) zugeordnet. Transportiert ein mittlerer 
Unternehmer (Zwischenhändler) die Ware, wird die 
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Das deutsche Umsatzsteuerrecht stellt folgende 
Unterrichtsleistungen umsatzsteuerfrei: 

unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck 
dienende Leistungen privater Schulen und 
anderer allgemeinbildender oder berufsbildender 
Einrichtungen, wenn sie als Ersatzschulen ge-
neh migt oder nach Landesrecht erlaubt sind oder  
wenn die zuständige Landesbehörde bescheinigt, 
dass sie auf einen Beruf oder eine staatliche 
Prüfung ordnungsgemäß vorbereiten;
Unterrichtsleistungen selbständiger Lehrer, die 
un mittelbar dem Schul- und Bildungszweck 
dienen, sofern die Leistungen an Hochschulen 
und öffentlichen allgemeinbildenden oder berufs-
bildenden Schulen oder an privaten Schulen und 
anderen anerkannten allgemeinbildenden oder 
berufsbildenden Einrichtungen erbracht werden.

Hinweis: 
Daneben regelt auch das EU-Recht, dass bestimmte 
Leistungen im Bildungssektor von den EU-Staaten 
steuerfrei belassen werden müssen; auf diese 
Rechtsgrundlagen können sich Unternehmer un-
mittelbar berufen.

Ein selbständiger Präventions- und Persönlichkeits-
trainer hat kürzlich vor dem Bundesfinanzhof (BFH)
versucht, eine Umsatzsteuerbefreiung für seine 
Unterrichtsleistungen in Anspruch zu nehmen. Der 
Trainer hatte als Teamleiter zusammen mit neun 
weiteren Dozenten seines Teams diverse Kurse an 
Schulen angeboten, darunter Kon flikt präventions -
kurse für Kinder. Das Training war während der 
regulären Unterrichtszeit in Grund- und Förder-
schulen (in den Räumen der Schule und unter 

Einbeziehung der Klassenlehrer) angeboten worden, 
bei Einzelanmeldungen durch die Eltern auch in 
Kleingruppen.
Der BFH lehnte eine Umsatzsteuerbefreiung nach 
nationalem Recht ab und verwies darauf, dass 
der Trainer weder als Ersatzschule anerkannt sei 
noch über eine entsprechende Bescheinigung der 
zuständigen Landesbehörde verfüge. Es lägen auch 
keine unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck 
dienende Leistungen vor, da das Training nicht 
nur vom Kläger persönlich, sondern auch durch  
Dozenten seines Teams (Subunternehmer) erbracht 
worden sei.
Anschließend prüften die Bundesrichter, ob sich 
eine Umsatzsteuerbefreiung unmittelbar aus dem 
EU-Recht ergab. Nach den Regeln der Mehr wert-
steuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) ist zwar Schul- 
und Hochschulunterricht steuerfrei zu stellen, die 
vorliegenden Präventionskurse fielen allerdings nach 
Gerichtsmeinung nicht darunter, da sie ein 
spezia lisierter und punktuell erteilter Unterricht  
seien.

Hinweis: 
Der BFH konnte gleichwohl noch nicht abschließend 
in der Sache entscheiden, da noch zu prüfen war,  
ob die angebotenen Präventionskurse möglicher-
weise als „Erziehung von Kindern und Jugendlichen“ 
ein zuordnen seien, die nach der MwSt-SystRL  
ebenfalls steuerfrei zu stellen sei. Der BFH erklärte, 
dass hierunter möglicherweise die gesamte geistige, 
sittliche und körperliche Erziehung verstanden  
werden könne, mithin auch die Vermittlung von 
sozialen Kompetenzen und Werten. Das Finanz-
gericht muss nun in einem zweiten Rechtsgang 

Unterrichtsleistungen: Ist die Tätigkeit eines Präventions- und Persönlichkeitstrainers umsatzsteuerbefreit?

Warenbewegung grundsätzlich der Lieferung an 
ihn (den Zwischenhändler) zugeordnet. Die Neu-
regelung eröffnet den Unternehmen einen klaren 
Gestaltungsspielraum. Danach ist die bewegte 
Lieferung (abweichend von der Grundregel) der 
Lieferung durch den Zwischenhändler zuzuordnen, 
wenn dieser seinem Lieferer seine vom Abgangs-
land erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
mitgeteilt hat.
Der Entwurf enthält weitere Anpassungen in Hinblick 
auf Reihengeschäfte in ein Drittlandsgebiet sowie 
umfangreiche Ausführungen zur Lieferung durch 
einen Zwischenhändler. Zudem hat das BMF die 
Fälle zu den Warenbewegungen im Verhältnis zum 

Drittland um zahlreiche Beispiele ergänzt. Die Ver-
bände hatten bis zum 02.08.2022 die Möglichkeit,  
zu dem Entwurfsschreiben Stellung zu nehmen.

Hinweis: 
Die Grundsätze dieses Schreibens sollen in allen 
offenen Fällen anzuwenden sein. Es soll jedoch nicht 
für Lieferungen unter Einbeziehung von Betreibern 
elektronischer Schnittstellen in fiktive Lieferketten 
gelten.

Quelle: BMF-Schreiben (Entwurf) v. 22.06.2022 - III C 2 - S 7116-

a/19/10001 :003



Das Finanzgericht Münster (FG) hat sich mit der 
Frage befasst, ob unionsrechtlich ein Direkt an-
spruch auf Erstattung der Umsatzsteuer gegen das  
Finanzamt möglich ist, wenn der Vorlieferant die 
Umsatzsteuer zu hoch ausgewiesen hat. Diese Frage 
hat das FG nun dem Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) zur Vorabentscheidung vorgelegt.
Geklagt hatte ein Holzhändler, der von seinen 
Lieferanten Holz mit 19 % Umsatzsteuer erworben 
und in gleicher Höhe auch den Vorsteuerabzug 
geltend gemacht hatte. Das Holz verkaufte er an 
seine Kunden zum ermäßigten Steuersatz von 7 % 
weiter. Da das FG später feststellte, dass auch 
bereits die Eingangsleistungen der Lieferanten nur 
mit 7 % hätten besteuert werden müssen, kürzte 
das Finanzamt den Vorsteuerabzug des Klägers 

und forderte die Differenzbeträge von ihm zurück. 
Der Kläger bat daraufhin seine Lieferanten, ihre 
Rechnungen zu berichtigen und ihm die Differenz 
auszuzahlen. Diese beriefen sich jedoch auf die 
zivilrechtliche Einrede der Verjährung. Der Kläger 
beantragte sodann beim Finanzamt, die Diffe renz-
beträge aus Billigkeitsgründen zu erlassen, und  
berief sich hierzu auf das sogenannte Reemtsma-
Urteil des EuGH. Diesen Antrag lehnte das Finanz-
amt jedoch ab mit der Begründung, dass der Kläger  
selbst für die Situation verantwortlich sei, denn er 
habe die Ware nicht mit einem veränderten Steuer-
satz weiterveräußern dürfen.
Das FG hat das Klageverfahren ausgesetzt und 
dem EuGH die Frage vorgelegt, ob unter den 
Umständen des Streitfalls ein Direktanspruch auf 
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Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein Ein-
führungsschreiben zur Befreiung der Leistungen 
von selbständigen Personenzusammenschlüssen an 
ihre Mitglieder veröffentlicht. Der Gesetzgeber hatte 
mit Wirkung zum 01.01.2020 die umsatzsteuerliche 
Vorschrift zu den Kostenteilungsgemeinschaften 
(§ 4 Nr. 29 Umsatzsteuergesetz) in Umsetzung der 
europarechtlichen Regelung kodifiziert. Im Vorder-
grund stand dabei die umsatzsteuerliche Befreiung 
von Dienstleistungen im Gemeinwohlbereich, sofern 
die Dienstleistungen in einer gemeinsamen Struktur 
ausgeübt werden.
Das Schreiben ist jedoch nicht nur im gemein-
wohlorientierten Bereich, sondern auch im Bereich 
der öffentlichen Hand als wichtige Weichenstellung 
für Kooperationen bedeutsam. Es werden erste  
Aus legungshilfen für den langen und komplexen 
Wortlaut der gesetzlichen Norm erwartet.
Der Anwendungsbereich dieser umsatzsteuerlichen 
Vorschrift umfasst eine Vielzahl von mög lichen 
Kooperationsformen. Neben dem Gesund heitsbe -
reich sind Zusammenschlüsse vor allem in den 
Bereichen Kunst und Kultur, Universitäten, For-
schungseinrichtungen, Wohlfahrt, aber auch im 
kommunalen Bereich oder der Tourismusförderung 
denkbar. Gegenüber umsatzsteuerlichen Organ-

schafts  strukturen ist die Steuerbefreiung für alle 
beteilig ten Mitglieder des Zusammenschlusses 
möglich. Ein gesellschaftsrechtliches Mehr heits-
erfordernis besteht nicht.
Das Einführungsschreiben beschäftigt sich ins be-
sondere mit den einzelnen Tat bestands merkmalen  
für Zusammenschlüsse von sowohl juristischen 
Personen des privaten Rechts als auch des öffent-
lichen Rechts. Zudem enthält es Ausführungen 
zur Unmittelbarkeit der Leistungen sowie zur 
Wettbewerbsverzerrung.
Zur Entwurfsfassung hatten sich diverse Verbände 
geäußert und ihre Stellungnahmen veröffentlicht. 
Auch kommunale Spitzenverbände haben eine 
gemeinsame, ausführliche Stellungnahme an das 
BMF verfasst.

Hinweis: 
Es ist zu begrüßen, dass das BMF in gewissen 
Punkten Rechtssicherheit schafft und zumindest 
seine Auffassung zur gesetzlichen Norm konkre ti-
siert.

Quelle: 

BMF-Schreiben v. 19.07.2022 - III C 3 - S 7189/20/10001 :001

Kostenteilungsgemeinschaft: Einführungsschreiben zur Umsatzsteuerbefreiung

Eine Frage an Luxemburg: Direktanspruch auf Umsatzsteuererstattung gegen den Fiskus

prüfen, welchen Inhalt die Präventionskurse konkret 
hatten und ob sie unter diese Befreiung gefasst 
werden können.

Quelle: BFH, Urt. v. 15.12.2021 - XI R 3/20
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Vorsteuerberichtigung: (Weiter-)Veräußerung eines steuerpflichtig verwendeten Grundstücks

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein (FG) hat sich 
mit den umsatzsteuerlichen Folgen der (Weiter-)
Veräußerung eines baureif gemachten Grundstücks,  

das als Zwischennutzung zur Aufstellung von Werbe-
flächen verwendet wurde, beschäftigt.

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein (FG) hat zur 
umsatzsteuerlichen Behandlung von Reitkursen für 
Kinder und Jugendliche sowie deren Beherbergung 
und Verköstigung auf Reiterhöfen entschieden.
Die Klägerin führte auf einem Reiterhof während 
der Schulferien Reitkurse für Kinder und Jugend-
liche durch und beherbergte und beköstigte die 
Teilnehmer. Die einwöchigen Ponykurse für die 
jüngeren Kursteilnehmer und die Klassenfahrten 
zielten auf das altersgerechte Erlernen des Umgangs 
mit Ponys ab. Von den Kursteilnehmern nahmen 
hier ca. 30 % bis 40 % an den Prüfungen für ein 
sogenanntes Motivationsabzeichen teil. Die Kurse 
der älteren Kursteilnehmer hingegen waren auf das 
Ablegen von Leistungsabzeichen ausgerichtet. Diese 
Leistungsabzeichen berechtigten zum Einstieg in  
den Turniersport.
Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur bescheinigte der Klägerin, dass sie durch 
den Reitunterricht an Klassen öffent licher Schulen 
anlässlich von Klassenfahrten und Pony  kursen 
Leistungen erbringt, die nach dem Umsatz steuer-
gesetz ordnungsgemäß auf einen Beruf oder eine 
vor einer juristischen Person des öffentlichen Rechts 
abzulegende Prüfung vorbereiten.
Die Klägerin war der Ansicht, dass die von ihr 
mit den Reitkursen und der Beherbergung sowie 
Verköstigung erzielten Umsätze umsatzsteuerfrei 
seien. Der Reiterhof sei eine berufsbildende Ein-
richtung im Sinne des Umsatzsteuergesetzes, da der 
Reitunterricht auf die Vorbereitung einer späteren 

Berufsausübung ausgerichtet gewesen sei und so 
der Berufsausbildung gedient habe. Die Unterkunfts- 
und Verpflegungsleistungen seien als steuerfreie 
Nebenleistungen anzusehen.
Das FG führte aus, dass die Reitkurse für Jugend-
liche und Kinder sowie deren Beherbergung und 
Verköstigung auf Reiterhöfen jeweils eigene, 
selbständige Leistungen darstellten, die für die 
um satzsteuerliche Einordnung jeweils einzeln zu 
betrachten seien. Die Kurse könnten umsatzsteuer-
frei sein, wenn sie darauf ausgerichtet seien, den 
Teilnehmern den unmittelbaren Berufseinstieg in  
den Turniersport zu ermöglichen. In diesem Fall 
erfolge die Aufnahme von Jugendlichen zu Aus-
bildungszwecken, so dass auch die auf die Be-
herbergung und Verköstigung entfallenden Umsätze 
umsatzsteuerfrei sein könnten. Der vor liegenden 
Bescheinigung des Ministeriums komme eine 
Indizwirkung dafür zu, dass die Kursangebote nicht 
der bloßen Freizeitgestaltung dienten.

Hinweis:
Die Revision ist beim Bundesfinanzhof anhängig, da 
die Reichweite der Umsatzsteuerbefreiung vor dem 
Hintergrund der jüngsten Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs nicht abschließend ge klärt ist.

Quelle: 

FG Schleswig-Holstein, Urt. v. 02.03.2022 - 4 K 114/17, Rev. (BFH: 

XI R 9/22)

Ponyhof: Reitkurse für Kinder und Jugendliche umsatzsteuerfrei?

Erstattung der Umsatzsteuer gegen das Finanzamt 
besteht. Grundsätzlich sei es unionsrechtlich nicht 
zu beanstanden, dass bei zu Unrecht in Rechnung 
gestellter Mehrwertsteuer der leistende Unter nehmer 
einen Erstattungsanspruch gegen das Finanz amt 
habe und der Leistungsempfänger auf den Zivil-
rechtsweg gegen den Leistenden verwiesen werde.  
Allerdings könne nach dem Reemtsma-Urteil aber 
wegen des Grundsatzes der Effektivität aus nahms-
weise ein unmittelbarer Erstattungsanspruch des 

Leistungs empfängers gegen das Finanzamt be-
stehen, wenn die Erstattung unmöglich oder über-
mäßig erschwert werde.

Hinweis: 
Die Entscheidung des EuGH darf mit Spannung 
erwartet werden.

Quelle: FG Münster, Beschl. v. 27.06.2022 - 15 K 2327/20 AO
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3. STEUERRECHTLICHE NEUIGKEITEN
FÜR ALLE STEUERZAHLER

Die Klägerin erwarb im Jahr 2005 ein unbebautes 
innerstädtisches Grundstück, auf welchem sie ein 
Stadtquartier projektierte. Bei Grundstückserwerb 
optierte sie zur Umsatzsteuer und machte den 
Vorsteuerabzug in voller Höhe geltend. Sie wollte 
das Grundstück bebauen und für eine langfristige 
umsatzsteuerpflichtige Vermietung nutzen. Entgegen 
dieser Absicht veräußerte sie jedoch noch vor Beginn 
der Bauarbeiten das unbebaute Grundstück nebst 
dazugehöriger Planungsleistungen für den Bau von 
Vermietungsobjekten und bereits vorab geschlosse-
ner Gewerberaummietverträge umsatzsteuerfrei an 
eine KG. Die Veräußerung erfolgte mit insgesamt 
drei Verträgen, die aufgrund ihrer Verknüpfung 
mit der Erteilung der Baugenehmigung erst im 
Jahr 2016 wirksam wurden. Durch die entgeltliche 
Gestattung der Aufstellung von Werbeflächen auf 
dem Grundstück erzielte sie schon in den Jahren 
2006 bis 2016 umsatzsteuerpflichtige Umsätze mit 
dem unbebauten Grundstück.
Das Finanzamt ging davon aus, dass aufgrund 
der umsatzsteuerfreien Veräußerung im Jahr 2016 
eine Vorsteuerberichtigung vorzunehmen sei. Die 
Klägerin sah dies anders, da die Veräußerung 
als Geschäftsveräußerung im Ganzen eines im  
Auf bau befindlichen Vermietungsunternehmens zu  
qu a li fi   zieren sei. Im Übrigen sei der zehnjährige  
Be rich tigungs zeitraum im Jahr 2016 bereits abge-
laufen gewesen.

Das FG wies die Klage ab und ging aufgrund der 
umsatzsteuerfreien Veräußerung von einer Ver-
pflichtung zur Vorsteuerberichtigung in voller Höhe 
aus. Die Herstellung der Baureife und der Abschluss 
der Mietverträge seien nicht auf eine nachhaltige 
Vermietungstätigkeit gerichtet gewesen, sondern auf 
eine bessere Vermarktung des Objekts. Es liege auch 
keine Geschäftsveräußerung im Ganzen vor, da die 
Klägerin weder eine nachhaltige Vermietungstätig-
keit betrieben noch einen auf Vermietung gerich-
teten unternehmerischen Nutzungszusammenhang 
geschaffen habe. Es komme auf die tatsächliche 
Verwendung des Wirtschaftsguts an. Die erzielten 
Umsätze aus der Gestattung der Aufstellung von 
Werbeflächen auf dem Grundstück ordnete das FG 
als unmaßgebliche Hilfsumsätze ein.

Hinweis: 
Aufgrund der eingelegten Revision bleibt abzu  warten, 
wie der Bundesfinanzhof entscheiden wird. Wir 
empfehlen Ihnen, bereits bei Erwerb eines Grund-
stücks genau zu überlegen, wie das Grundstück 
zukünftig verwendet und ob beim Grundstückskauf 
auf die Umsatzsteuerbefreiung verzichtet werden 
soll.

Quelle:

FG Schleswig-Holstein, Urt. v. 02.03.2022 - 4 K 38/19, Rev. (BFH: 

XI R 10/22)

Wer als GmbH-Geschäftsführer tätig ist, unterliegt 
besonderen Haftungsregelungen. Insbesondere haf-
tet er für Steueransprüche, die infolge seiner vor-
sätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung 
nicht oder nicht rechtzeitig festgesetzt wurden. Die 
Haftung erstreckt sich zudem auf Steuervergütungen 
und Steuererstattungen, die infolge eines solchen 
Verhaltens ohne rechtlichen Grund gezahlt wurden.
Wird der Geschäftsführer persönlich in Haftung 
genommen, liegt es in seinem Interesse, diese 
(häufig hohen) Aufwendungen als Werbungskosten 
im Rahmen seiner nichtselbständigen Tätigkeit als 
Geschäftsführer abziehen zu können. So lässt sich 

zumindest ein Teil der entrichteten Haftungsschuld 
über die Einkommensteuerveranlagung „zurück ho-
len“. Ein solcher Werbungskostenabzug ist zulässig, 
wenn die zugrundeliegende Pflichtverletzung in 
einem objektiven Zusammenhang mit der beruf-
lichen Tätigkeit steht und nicht privat veranlasst ist.
Der Bundesfinanzhof hat nun entschieden, dass ein 
GmbH-Geschäftsführer seine Haftungsschulden 
auch insoweit als Werbungskosten abziehen kann,  
als sie auf nicht abgeführte Lohnsteuer für seinen 
eigenen Arbeitslohn entfällt. Im zugrundeliegenden 
Fall war die Geschäftsführerin eines Restaurant-
betriebs (GmbH) für Lohnsteuer auf ihren Arbeits-

Nichtgezahlte Lohnsteuer: Haftungsschuld des GmbH-Geschäftsführers als Werbungskosten abziehbar



3.2

3.3

13

Kostendeckelung bei Firmenwagen: Leasingsonderzahlungen fließen zeitanteilig in Gesamtkosten ein

Wenn Sie einen Firmenwagen auch für private 
Zwecke nutzen, sollten Sie wissen, dass Sie den 
zu versteuernden pauschalen 1-%-Vorteil deckeln 
können: Wenn Sie dem Finanzamt nachweisen, 
dass die tatsächlichen Gesamtaufwendungen des 
Fahrzeugs des jeweiligen Jahres geringer ausgefallen 
sind als der pauschal ermittelte Entnahmewert 
für dieses Jahr, dürfen Sie den niedrigeren Wert 
ansetzen. Bei dieser Kostendeckelung bilden also die 
Gesamtkosten des Fahrzeugs die Obergrenze für die 
Entnahmebesteuerung.
Ob und wie Leasingsonderzahlungen in die 
Gesamt kosten einzurechnen sind, hat nun den 
Bundesfinanzhof (BFH) beschäftigt. Im zugrunde-
liegenden Fall hatte ein Arzt (Einnahmen über-
schussrechner) einen hochpreisigen Firmen wagen 
geleast und dafür im Jahr 2011 eine Leasing son der-
zahlung von 21.888 EUR geleistet. Für die Folgejahre 
2012 bis 2014 beanspruchte er beim Finanzamt die 
Kostendeckelung und rechnete dabei die Leasing-
sonderzahlung nicht in die Gesamtkosten ein. Das 
Finanzamt bezog die Sonderzahlung jedoch, verteilt 
über den gesamten Leasingzeitraum, ein, so dass 
die Gesamtkosten letztlich höher ausfielen als die 
1-%-Pauschale. Daher kam die Kostendeckelung  
nicht zum Zuge.

Der BFH bestätigte die Berechnungsweise des Finanz-
amts und wies darauf hin, dass die von dem Arzt 
angesetzten Gesamtaufwendungen des Fahrzeugs 
nur deshalb so niedrig waren, weil ein Großteil der 
Fahrzeugkosten durch die Leasingsonderzahlung 
in ein einzelnes Jahr vorverlagert worden war. 
Diesem Umstand hat die Vorgehensweise des 
Finanz amts zutreffend Rechnung getragen, indem 
es die Leasingsonderzahlung als vorausbezahltes 
Nutzungs entgelt auf die Laufzeit des Leasingvertrags 
verteilte.

Hinweis: 
Dass der Arzt seinen Gewinn durch Ein nahmen-
überschussrechnung ermittelt hatte und bei ihm 
somit Ausgaben in dem Veranlagungszeitraum 
steuer lich berücksichtigt werden müssen, in dem 
sie abgeflossen sind, war nach Gerichtsmeinung 
unerheblich. Die Bundesrichter verwiesen darauf, 
dass der Gesetzgeber mit den unterschiedlichen 
Gewinn ermittlungsarten keine unterschiedliche Ent-
nahmebesteuerung herbeiführen wollte.

Quelle: BFH, Urt. v. 17.05.2022 - VIII R 26/20

Mitarbeiteraktien: Erhöhter Steuerfreibetrag macht Beteiligungsprogramme attraktiver

Viele börsennotierte Unternehmen bieten ihren 
Beschäftigten an, sich mit Mitarbeiteraktien am 
Unter nehmen zu beteiligen. Die Aktienangebote 
sind in unterschiedlichen Ausgestaltungen erhältlich, 
haben aber eines gemeinsam: Angestellte sollen 
sich mit ihrem Unternehmen identifizieren und ein 
gesteigertes Interesse an dessen Erfolg entwickeln. 
Und je erfolgreicher das Unternehmen, umso größer 

ist der Profit der Beschäftigten, die an ihm über ihre 
Aktien teilhaben.
Die verbilligte oder unentgeltliche Abgabe von 
Firmen beteiligungen an Arbeitnehmer blieb lange 
Zeit nur bei jährlichen Vorteilen bis zu 360 EUR 
steuer- und sozialversicherungsfrei. Zum 01.07.2021 
ist dieser Höchstbetrag auf 1.440 EUR angehoben 
worden. Erst bei Überschreiten des Freibetrags fällt 

lohn in Haftung genommen worden, die von der 
GmbH zwar beim Finanzamt angemeldet, jedoch 
nicht abgeführt worden war.
Die Bundesrichter betonten, dass auch diese Haf-
tungsinanspruchnahme in einem wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit als 
GmbH-Geschäftsführer stand. Zwar schreibt das 
Einkommensteuergesetz vor, dass Steuern vom 
Einkommen selbst nicht steuermindernd abgezogen 
werden dürfen. Im Fall der Haftungsinanspruch-
nahme liegt jedoch keine solche Steuer vor, sondern 

eine Haftungsschuld. Mit dem Haftungsbescheid 
hatte die Geschäftsführerin nicht die eigene Lohn-
steuer zu entrichten, sondern eine fremde Schuld, 
und zwar die Lohnsteuer-Entrichtungsschuld der 
GmbH. Denn nach dem EStG hat nicht der Arbeit-
nehmer (Geschäftsführer), sondern der Arbeitgeber 
(GmbH) die Lohnsteuer einzubehalten und an das 
Betriebsstättenfinanzamt abzuführen.

Quelle: BFH, Urt. v. 08.03.2022 - VI R 19/20
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für den Überhangbetrag die übliche Lohnsteuer an, 
die für den Arbeitslohn zu entrichten ist.

Hinweis: 
Ein verbilligter Bezug von Aktien ist im Steuer-
fachjargon ein geldwerter Vorteil. Dieser errechnet 
sich aus der Differenz des tatsächlich gezahlten 
Kaufpreises und des Kurswerts am Tag der Ein-
buchung in das Depot des Angestellten. Liegt der 
Kurswert der Firmenaktie beispielsweise bei 70 EUR 
und der Mitarbeiter bezieht sie verbilligt für  
50 EUR, so beträgt der geldwerte Vorteil 20 EUR pro 
Aktie. Das heißt, der Erwerb von insgesamt bis zu  
72 Aktien pro Jahr bliebe steuerfrei.

Der Steuerfreibetrag kann allerdings nur angewendet 
werden, wenn es sich um eine freiwillige Leistung 

des Arbeitgebers handelt, die allen Beschäftigten 
des Unternehmens offensteht. Außerdem muss  
das Arbeitsverhältnis mindestens ein Jahr ununter-
brochen bestanden haben, wenn das Angebot unter-
breitet wird.

Hinweis: 
Werden Dividenden auf die gehaltenen Mitarbeiter-
aktien gezahlt oder wird ein Kursgewinn realisiert, 
sind Mitarbeiter gegenüber Spekulanten gleich ge-
stellt: Auf Gewinne aus Kapitalvermögen fällt die 
Abgeltungsteuer von 25 % an, evtl. auch Kirchen-
steuer und Solidaritätszuschlag. Bis zum Sparerfrei-
beitrag in Höhe von 801 EUR pro Jahr bleiben  
Dividenden und Kursgewinne aber steuerfrei.

Quelle: Lohnsteuerhilfe Bayern e.V., Pressemitteilung v. 16.08.2022

Wenn man ein Haus verkauft, kann dies unter 
Umständen zu einem steuerpflichtigen Veräuße-
rungs gewinn führen. Das hängt einerseits davon 
ab, wie lange man das Haus schon besitzt, und 
andererseits davon, wie es genutzt wurde. Bewohnt 
man das Haus selbst, ist der Verkauf steuerfrei − 
unabhängig von der Besitzdauer. Aber was genau  
sind eigene Wohnzwecke? Reicht es vielleicht, wenn 
man den eigenen Kindern das Haus überlässt? 
Darüber hatte das Finanzgericht Münster (FG) im 
Streitfall zu urteilen.
Der Kläger war verheiratet und Vater zweier Kinder. 
Die Eheleute waren je zur Hälfte Miteigentümer eines 
Grundstücks. Im Rahmen ihrer Scheidung im Jahr 
2014 schloss der Kläger mit der Kindsmutter eine 
Scheidungsfolgenvereinbarung, wonach die Kinds-
mutter ihren Miteigentumsanteil auf den Kläger 
übertrug. Zugleich räumte die Vereinbarung der 
Kindsmutter das Recht ein, das Hausgrundstück 
mit den gemeinsamen Kindern bis 2018 bzw. Ende 
2019 unentgeltlich zu nutzen. Hätte der Kläger die 
Immobilie bis dahin verkauft oder wäre seine Ex-
Frau auf eigenen Wunsch vorzeitig ausgezogen, 
so hätte er ihr einen Mietzuschuss zahlen müssen. 
Es war auch vereinbart, dass das mietfreie Wohnen 
eine Unterhaltsleistung des Klägers darstellt. Im 
Jahr 2018 veräußerte der Kläger das Objekt. Das 

Finanzamt berücksichtigte den 2014 erworbenen 
hälftigen Miteigentumsanteil als steuerpflichtigen 
Veräußerungsgewinn.
Die Klage hiergegen vor dem FG war unbegründet. 
Private Veräußerungsgeschäfte bei Grundstücken 
sind solche, bei denen der Zeitraum zwischen 
Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als 
zehn Jahre beträgt. Diese Voraussetzungen sind 
im Hinblick auf den vom Kläger anlässlich der 
Scheidung erworbenen Miteigentumsanteil erfüllt. 
Der Besteuerung steht auch nicht entgegen, dass 
der Kläger keine Gewinnerzielungsabsicht hatte. 
Die Ausnahme von der Besteuerung aufgrund einer 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken kam ebenfalls 
nicht in Betracht. Denn eine solche Nutzung liegt 
nicht vor, wenn der Steuerpflichtige die Wohnung 
entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten über-
lässt, ohne sie zugleich selbst zu bewohnen. Zwar 
kann die Überlassung an eigene Kinder begünstigt 
sein. Diese Begünstigung ist aber aufgrund der 
Mitnutzung durch die Kindsmutter ausgeschlossen. 
Es liegt auch kein bloß von den Kindern abgeleitetes 
Nutzungsrecht, sondern ein selbständiges Nutzungs-
recht der Kindsmutter vor.

Quelle: 

FG Münster, Urt. v. 19.05.2022 - 8 K 19/20 E, Rev. (BFH: IX R 10/22)

Veräußerungsgewinn: Nutzung zu eigenen Wohnzwecken − was ist das?
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Sonderausgaben: Welche Voraussetzungen für das Absetzen von Kinderbetreuungskosten gelten

Es kommt nicht selten vor, dass Elternpaare sich 
trennen und die Kosten für die Kinderbetreuung 
geteilt werden. Da Kinderbetreuungskosten in der 
Ein kommensteuererklärung geltend gemacht werden 
können, stellt sich dann die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen dies möglich ist. Im Streitfall 
hatte der Vater die Kinderbetreuungskosten anteilig  
gezahlt, aber das Finanzamt verwehrte ihm den 
geltend gemachten Abzug. Entscheiden musste 
daraufhin das Finanzgericht Thüringen (FG).
Der Kläger ist Vater einer minderjährigen Tochter 
und lebt von der Kindesmutter dauernd getrennt. 
Die Tochter hat ihren ausschließlichen Wohnsitz 
bei der Mutter und gehörte im Jahr 2020 nicht zum 
Haushalt des Klägers. Die Eltern praktizierten das 
sogenannte Residenzmodell. Der Kläger leistete 
keinen Ehegattenunterhalt. Die Tochter besuchte 
im Jahr 2020 einen Kindergarten sowie nach der 
Einschulung einen Hort. Die Kindesmutter zahlte 
die Beiträge dafür unbar. Der Kläger erstattete der 
Klägerin monatlich den hälftigen Betrag. Für das Jahr 
2020 beantragte er vergeblich die Berücksichtigung 

der von ihm tatsächlich geleisteten Aufwendungen 
als Sonderausgaben.
Die Sprungklage vor dem FG war unbegründet. 
Die für den Sonderausgabenabzug notwendige 
Haus haltsaufnahme erfordert neben einem örtlich 
gebundenen Zusammenleben weitere Merkmale. Bei 
nichtverheirateten oder dauernd getrenntlebenden 
Eltern ist derjenige Elternteil abzugsberechtigt, der 
die Aufwendungen getragen hat und zu dessen 
Haushalt das Kind gehört. Es mangelte im Streitfall 
an der Haushaltszugehörigkeit zum Kläger. Nach 
Ansicht des Gerichts ist diese gesetzliche Regelung 
verfassungskonform und die Haushaltszugehörig-
keit ein sachgerechter Anknüpfungspunkt. Auch 
ver stoße sie nicht gegen das subjektive Netto-
prinzip. Es sei verfassungsgemäß, den Abzug von 
Kinderbetreuungskosten an bestimmte Voraus-
setzungen zu knüpfen. Auch liege kein Verstoß gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz vor.

Quelle:  FG Thüringen, Gerichtsbescheid v. 01.02.2022 - 3 K 210/21, 

Rev. (BFH: III R 9/22)

Auslandsaufenthalte von Kindern: Kindergeldanspruch in Deutschland kann verlorengehen

Sofern sich ein Kind länger im (außereuropäischen) 
Ausland aufhält, können die Familienkassen den 
Eltern für diese Zeiten den Kindergeldanspruch 
aberkennen. Grund ist eine Regelung im Ein kom-
mensteuergesetz, wonach Kinder regelmäßig nur 
so lange einen Kindergeldanspruch begründen, wie 
sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
in Deutschland oder einem anderen EU- bzw. EWR-
Staat haben.
Ein neues Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) zeigt, 
dass es für den Kindergeldanspruch bei länger 
andauernden Auslandsaufenthalten eines Kindes 
von besonderer Bedeutung ist, ob für das Kind in 
Deutschland noch Räumlichkeiten zum Wohnen 
vorgehalten werden. Die Bundesrichter entschieden, 
dass ein Kind bei einem mehr als ein Jahr  
andauern den Auslandsaufenthalt zu Aus bil dungs-
zwecken außerhalb der EU und des EWR nur dann 
noch einen Inlandswohnsitz in der elterlichen 
Wohnung beibehält, wenn ihm in dieser Wohnung 
auch noch geeignete Räume zum dauerhaften 
Wohnen zur Verfügung stehen und es diese auch 
objektiv jederzeit nutzen kann. Im Urteilsfall hatte 

ein Vater wäh rend des Auslandsaufenthalts seiner 
Frau und seiner Kinder die große Familienwohnung 
aufgegeben und war in eine wesentlich kleinere 
Wohnung umgezogen.
Darüber hinaus setzte der BFH für die Beibehaltung 
eines Inlandswohnsitzes voraus, dass die Wohnung 
auch tatsächlich mit einer gewissen Regelmäßigkeit 
genutzt wird. Hierfür muss sich das Kind in der 
Regel zumindest in den ausbildungsfreien Zeiten 
hauptsächlich am Ort der Inlandswohnung auf ge-
halten haben.

Hinweis: 
Die Entscheidung des BFH zeigt, dass bei längeren 
Auslandsaufenthalten eines Kindes noch gewisse 
Verbindungen ins Inland aufrechterhalten werden 
müs sen, um den Kindergeldanspruch in Deutsch-
land zu bewahren. Zu Beweiszwecken empfiehlt es  
sich, die Inlandsaufenthalte zu protokollieren (z.  B. 
über Reiseunterlagen wie etwa Flugtickets).

Quelle: BFH, Urt. v. 28.04.2022 - III R 12/20
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Steuer oder keine Steuer: Ist ein Stipendium als Arbeitslohn zu werten?

Wenn man ein Stipendium erhält, kann dies unter 
bestimmten Voraussetzungen steuerfrei sein. Denn 
in der Regel soll es ja dazu dienen, ein Studium 
oder eine Promotion finanziell entlastet absolvieren 
zu können, ohne gleichzeitig einer bezahlten 
Arbeit nachgehen zu müssen. Im Streitfall war das 
Stipendium jedoch mit der Verpflichtung ver-
bunden, für einen bestimmten Zeitraum an einem 
bestimmten Ort eine bestimmte Tätigkeit auszu-
üben. Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG)  
musste darüber entscheiden, ob hier eine Steuer-
pflicht gegeben war.
Die Klägerin erhielt während ihres Masterstudiums 
ab dem dritten Semester vom Land Berlin ein 
Lehr amtsstipendium von 500 EUR im Monat. 
Das Finanzamt kürzte bei der Festsetzung der 
Ein kommensteuer die von der Klägerin geltend 
gemachten Fortbildungskosten um die erhaltenen 
Stipendiumszahlungen, da es davon ausging, dass 
das Stipendium steuerfrei ist.
Die Klage vor dem FG war unbegründet. Das 
Finanzamt hat den Werbungskostenabzug in Höhe 

der erhaltenen Zahlungen zu Recht versagt, da 
die Klägerin insoweit wirtschaftlich nicht belastet 
war. Nach den Stipendiumsunterlagen war keine 
Zweckrichtung vorgegeben, wofür die Zahlungen ver-
wendet werden sollten. Das Stipendium war auch 
nicht steuerfrei. Voraussetzung dafür wäre unter 
anderem, dass der Empfänger im Zusammenhang 
mit dem Stipendium nicht zu einer bestimmten 
Arbeitnehmertätigkeit verpflichtet ist. Aber genau 
das war hier der Fall: Das Stipendium wurde nur an 
Studierende vergeben, die bereit waren, nach ihrem 
Abschluss drei Jahre als Lehrkraft in Berlin tätig zu 
werden. Die erhaltenen Zahlungen im Streitjahr 
sind folglich steuerpflichtiger Arbeitslohn für eine 
zukünftige Tätigkeit bzw. sonstige Einkünfte. Bei der 
geschlossenen Stipendiumsvereinbarung handelt es 
sich um eine konkrete Verpflichtung und damit letzt-
lich um einen gegenseitigen Vertrag.

Quelle: 

FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 30.03.2022 - 16 K 2083/20, Rev. 

(BFH: VI R 13/22)

Wenn Sie eine Schenkung erhalten, kann dafür 
in Deutschland Schenkungsteuer anfallen. Wenn 
diese Schenkung auch noch staatenübergreifend 
erfolgt, kann das andere Land unter Umständen 
ebenfalls Schenkungsteuer festsetzen. Eine doppelte 
Steuerzahlung kann entweder durch ein Doppel-
besteuerungsabkommen (DBA) oder eine Anrech-
nung der Steuer vermieden werden. Aber wie 
ist es, wenn es in dem betreffenden Land keine 
Schenkungsteuer gibt, sondern für den Erwerb 
später eine Erbschaftsteuer festgesetzt wird? Einen  
solchen Fall hatte das Finanzgericht Düsseldorf (FG) 
kürzlich vorliegen.
Die Klägerin arbeitet in der Schweiz und hat Wohn-
sitze sowohl in der Schweiz als auch in Deutschland. 
Im Januar 2021 erhielt sie von einer in Luzern 
wohn haften Person eine Schenkung. Das deutsche  
Finanzamt setzte aufgrund der Schenkung steuer-
erklärung der Klägerin Schenkungsteuer fest. Der 
Schenker verstarb im März 2021. Die Klägerin legte 
daher Einspruch ein und begehrte die Anrechnung 
der in der Schweiz festzusetzenden Erbschaftsteuer, 

welche die deutsche Steuer übersteigen werde. Das 
Finanzamt lehnte dies ab.
Die hiergegen gerichtete Klage vor dem FG war 
begründet. Die Klägerin unterlag in Deutschland der 
unbeschränkten Steuerpflicht. Es besteht kein DBA 
mit der Schweiz hinsichtlich der Erbschaftsteuer. 
Entgegen der Ansicht des Finanzamts entspricht 
im Streitfall die schweizerische Erbschaftsteuer der 
deutschen Schenkungsteuer. Es handelt sich zwar 
nicht um eine Schenkungsteuer, aber im Kanton 
Luzern werden nur Erbschaften erfasst. Bei der 
Berechnung der Erbschaftsteuer werden die Schen-
kungen der letzten fünf Jahre mitberücksichtigt. Die 
Klägerin wird in der Schweiz so behandelt, als wäre 
sie Erbin (der Schenkung) geworden.

Hinweis: 
Es sprechen gute Gründe für die Anrechnung. Im 
vorliegenden Fall wurde sowohl in der Schweiz 
als auch in Deutschland dieselbe Vermögensüber-
tragung besteuert. Aus der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs ergibt sich auch, dass die aus-

Staatenübergreifende Schenkung: Kann ausländische Steuer auf die deutsche Schenkungsteuer angerechnet  
werden?
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Erbfolge: Hoher Erbschaftsteuerfreibetrag auch für die Urenkelin?

So erfreulich eine Erbschaft sein mag − das Tragische 
daran ist, dass vorher jemand verstorben sein muss, 
unter Umständen ein naher Angehöriger. Abhängig 
vom Verwandtschaftsverhältnis zwischen Erblasser 
und Erbe ergibt sich aus dem Gesetz ein Freibetrag 
von der Erbschaftsteuer. Dieser ist umso höher, 
je näher man verwandt ist. Kinder, die ihre Eltern 
überleben und von den Großeltern erben, erhalten 
dann sogar den höheren Freibetrag, der ihren 
Eltern zugestanden hätte. Aber wie ist es, wenn die  
Urenkelin erbt? Kann auch sie den höheren Frei-
betrag erhalten? Das Finanzgericht Niedersachsen 
(FG) musste diese Frage kürzlich beantworten.
Die Klägerin ist die Stief-Urenkelin der Erblasserin. 
Sie wurde aufgrund des Testaments zu einem 
Drittel Miterbin. Die beiden Generationen zwischen 
Erblasserin und Klägerin waren bereits verstorben. 
Das Finanzamt berücksichtigte gemäß Erbschaft-
steuergesetz einen Freibetrag von 100.000 EUR.  
Die Klägerin machte jedoch einen Freibetrag von 
200.000 EUR geltend − eben weil die Vorgenera-
tionen bereits verstorben waren.

Die Klage vor dem FG war unbegründet. Es wurde zu 
Recht nur der Freibetrag von 100.000 EUR be rück -
sichtigt. Der Gesetzgeber unterscheidet zwischen 
Kindern und Abkömmlingen. Mit dem Begriff  „Kin-
der“ sind nicht Kindeskinder oder weitere Ab kömm-
linge, etwa Urenkel, gemeint. Dies wird auch durch 
den Begriff „Kinder der Kinder“ im Gesetzeswort-
laut unter strichen, womit ausschließ lich die Enkel 
gemeint sind.
Die Klägerin unterfällt als Abkömmling eines der 
Steuerklasse I Nr. 2 unterfallenden Kindes oder 
Stiefkindes der Steuerklasse I Nr. 3. Eine Auslegung 
des Gesetzes dahingehend, dass der Klägerin ein 
höherer Freibetrag zusteht, weil die vorherigen 
Generationen bereits verstorben sind, ist nicht 
möglich. Nach Ansicht des FG liegt auch weder eine 
planwidrige Regelungslücke noch eine Verletzung  
der verfassungsrechtlichen Garantie des Erbrechts 
nach dem Grundgesetz vor.

Quelle: 

FG Niedersachsen, Urt. v. 28.02.2022 - 3 K 210/21, Rev. zugelassen

Erstattungszinsen: Dürfen Erstattungszinsen als vorläufig festgesetzt werden?

Wenn Sie Ihre Einkommensteuererklärung abgeben 
und beispielsweise hohe Werbungskosten hatten, 
erhalten Sie eine Erstattung vom Finanzamt. 
Wenn der Bescheid später als 15 Monate nach dem 
Ende des Steuerjahres ergeht, erhalten Sie Zinsen 
auf die Erstattung. Das gilt umgekehrt auch für 
Nachzahlungszinsen. Allerdings hat das Bundes ver-
fassungsgericht (BVerfG) bekanntlich entschieden, 
dass der lange Zeit gültige Zinssatz von 0,5 % 
pro Monat in dieser Höhe mit dem Grundgesetz 
unvereinbar ist und geändert werden muss. Das 
Finanzgericht Hamburg (FG) musste in einem Fall 
nun entscheiden, ob eine vorläufige Festsetzung der 
Erstattungszinsen (das heißt, der Bescheid ist noch 
änderbar) zulässig ist bzw. war.
Die Kläger wurden mit Bescheid vom September 
2019 für das Jahr 2017 zusammen veranlagt. Darin 
wurden auch Erstattungszinsen zu ihren Gunsten 
festgesetzt. Die Zinsfestsetzung erging vorläufig. 

Der Bescheid enthielt insoweit den Hinweis, dass 
die Festsetzung von Zinsen vorläufig hinsichtlich 
der Verfassungsmäßigkeit der Höhe des Zinssatzes 
von 0,5 % pro Monat sei. Die Kläger wandten 
sich gegen die Vorläufigkeit der Zinsfestsetzung. 
Nach Klageerhebung änderte das Finanzamt den  
Zinsbescheid noch dahingehend, dass es die Zins-
festsetzung aufhob und aussetzte.
Die Klage vor dem FG hatte trotzdem Erfolg. Auch 
durch die Aufhebung der Zinsfestsetzung ist das 
Rechtsschutzinteresse der Kläger nicht ent fallen. 
Es gab nach Ansicht des Gerichts keine Ände-
rungs möglichkeit des Bescheids. Durch die Auf-
hebung des Zinsbescheids und die Aussetzung der 
Zinsfestsetzung hatte das Finanzamt die gesetz-
lichen Grenzen des Ermessens überschritten. Außer-
dem hätte es die Zinsfestsetzung nicht mit einem 
Vorläufigkeitsvermerk versehen dürfen. Schon zum 
Zeitpunkt der vorläufigen Festsetzung stand fest, 

ländische Steuer insoweit anzurechnen ist, als sie auf 
die besteuerte Zuwendung entfällt. Auch die Tat sache, 
dass die deutsche Steuer vor der ausländischen 
Steuer entstanden ist, spricht nicht dagegen.

Quelle: 

FG Düsseldorf, Urt. v. 04.05.2022 - 4 K 2501/21 Erb, Rev. zugelassen
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Kampf gegen Finanzkriminalität: Neue Bundesoberbehörde soll Kompetenzen bündeln

Um schlagkräftig gegen Finanzkriminalität vorzu-
gehen und Sanktionen konsequent durchsetzen 
zu können, hat der Bundesfinanzminister die 
Bündelung von staatlichen Kräften in einer neu-
geschaffenen Behörde angekündigt: Unter dem 
Dach der Bundesoberbehörde zur Bekämpfung von 
Finanzkriminalität (BBF) sollen künftig ein neues 
Bundesfinanzkriminalamt (BFKA), eine Financial 
Intelligence Unit (FUI) und eine neue Zentralstelle 
für Geldwäscheaufsicht tätig werden. Bereits im 
Koalitionsvertrag hatten die Regierungsparteien ein 
entschlossenes Vorgehen gegen Geldwäsche ange-
kündigt. Die Aufgaben der neuen Einheiten gestalten 
sich wie folgt:

Das BFKA soll gezielt komplexe Fälle von Finanz-
kriminalität aufklären und hierfür die erforderliche 
Expertise bündeln. Es verfolgt den „follow-the-
money“-Ansatz, fokussiert sich also auf illegale 
Finanzströme. Darüber hinaus soll es klare Struk-
turen für eine effektive Durchsetzung von Sank-
tionen bieten.
Bei der FUI sollen die Verdachtsmeldungen zu-
sammenlaufen, die der Ausgangspunkt für Ermitt-
lungen sind. Die Stelle fungiert als unab hängige 
Analyseeinheit.

Die neue Zentralstelle für Geldwäscheaufsicht 
soll künftig die Aufsicht über den sehr breit auf-
gestellten Nichtfinanzsektor führen, der neben 
unterschiedlichsten Gewerbetreibenden beispiels-
weise auch Glücksspielveranstalter erfasst. Eine 
weitere Aufgabe der Stelle soll es sein, Leitlinien 
und Standards für eine risikobasierte Aufsicht  
„aus einem Guss“ zu erarbeiten und der zukünf-
tigen europäischen Geldwäscheaufsichtsbehörde 
AMLA (Authority for Anti-Money Laundering 
and Countering the Financing of Terrorism) als  
zentraler Ansprechpartner zu Fragen des Nicht-
finanzsektors in Deutschland zur Verfügung zu 
stehen.

Weiter kündigte der Bundesfinanzminister an, ver-
stärkt hoch qualifizierte Finanzermittler ausbilden zu 
lassen und die Digitalisierung sowie Vernetzung von 
Registern voranzutreiben, um Eigentumsverhältnisse 
und wirtschaftlich Berechtigte künftig effizienter 
prüfen zu können.

Quelle: BMF, Mitteilung v. 25.08.2022

•

dass eine spätere Änderung des Bescheids nicht 
möglich war.

Hinweis: 
Das BVerfG hat seinerzeit entschieden, dass der 
Gesetzgeber bis zum 31.07.2022 eine Neuregelung 
zur Zinsberechnung für Verzinsungszeiträume ab 

dem 01.01.2014 finden musste. Der neue Zins-
satz für Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2019  
beträgt nunmehr 0,15 % pro Monat.

Quelle: 

FG Hamburg, Urt. v. 14.04.2022 - 1 K 126/20, Rev. (BFH: VIII R 12/22)

Der Fiskus gewährt Alleinerziehenden einen ein kom-
mensteuermindernden Entlastungsbetrag, wenn zu  
ihrem Haushalt mindestens ein Kind gehört, für 
das dem Alleinerziehenden Kindergeld oder ein 
Kinderfreibetrag gewährt wird. Dieser Ent lastungs-
betrag setzt sich aus einem jährlichen Grundbetrag 
von 4.008 EUR und Zusatzbeträgen von jeweils  
240 EUR für das zweite und jedes weitere Kind 
zusammen.
Voraussetzung für den Entlastungsbetrag ist unter 
anderem, dass in der Hausgemeinschaft keine 
andere volljährige Person wohnt (ausgenommen  
sind aber volljährige Kinder). In Zeiten, in denen 

vermehrt Flüchtlinge aus der Ukraine in Privat-
haushalte aufgenommen werden, kann die Frage in 
den Fokus rücken, ob die Aufnahme von volljährigen 
Flüchtlingen zum Entfall des Entlastungsbetrags 
führt.
Das Finanzministerium des Landes Schleswig-
Holstein hat hierzu jedoch Entwarnung gegeben 
und in einer aktuellen Kurzinfo erklärt, dass Bund 
und Länder sich darauf geeinigt haben, dass der 
Entlastungsbetrag aus Billigkeitsgründen auch bei 
einer Aufnahme von volljährigen Ukraine-Flücht-
lingen weiter in Anspruch genommen werden kann. 
Diese Regelung gilt zunächst für das Jahr 2022. 

Alleinerziehende: Entlastungsbetrag auch bei Aufnahme von Flüchtlingen
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Erbschaftsteuer: Wie lange haben Sie für den Antrag auf Optionsverschonung Zeit?

Wenn Sie unternehmerisches Vermögen erben, 
können Sie unter bestimmten Bedingungen 
eine 100%ige Steuerbefreiung für das Vermögen 
beantragen − die sogenannte Optionsverschonung. 
Sofern die entsprechenden Voraussetzungen nicht 
erfüllt werden, kann gegebenenfalls zumindest die 
Regelverschonung von 85 % in Anspruch genom-
men werden. Im Streitfall musste das Finanzgericht 
Münster (FG) darüber entscheiden, bis wann der 
Antrag auf Optionsverschonung eigentlich gestellt 
werden kann.
Der Kläger erhielt mit notariellem Vertrag vom 
21.03.2013 Beteiligungen an mehreren KGs ge-
schenkt. In der Schenkungsteuererklärung wurde 
kein Antrag auf Optionsverschonung gestellt. Das 
Finanzamt setzte mit Bescheid vom 20.04.2016 
die Schenkungsteuer fest und gewährte die Regel-
verschonung. In den Jahren 2018 und 2019 ergingen 
erstmalig Feststellungsbescheide. Daraufhin erließ 
das Finanzamt am 13.11.2019 einen geänderten 
Schenkungsteuerbescheid. Dagegen legte der Kläger 
Einspruch ein und beantragte nun die Options-
verschonung in Höhe von 100 %.
Die Klage vor dem FG war begründet, die Voraus-
setzungen für die Optionsverschonung waren im 
Streitfall erfüllt. Eine Gewährung der Options-

ver schonung sei im Umfang des steuerlichen 
Änderungsrahmens des Bescheids vom 13.11.2019  
aufgrund des im Einspruchsverfahren gegen diesen 
Bescheid gestellten Antrags auf die Options ver-
schonung auch noch möglich gewesen. Daran  
ändere auch die zwischenzeitlich eingetretene 
Bestandskraft des Ausgangsbescheids nichts. Diese 
sei durch den Änderungsbescheid teilweise durch-
brochen worden. Im Gesetz sei nicht geregelt, bis 
wann die Erklärung zur Wahl der Optionsverscho-
nung wirksam abgegeben werden könne. Nach  
Ansicht der Finanzverwaltung sei dies bis zum Ein-
tritt der materiellen Bestandskraft der Festsetzung 
der Erbschaft- oder Schenkungsteuer möglich. Der 
Ausgangsbescheid sei materiell bestandskräftig 
geworden. Dies sei aber durch den geänderten 
Bescheid durchbrochen worden. Daher könne die 
Option zur Vollverschonung noch ausgeübt wer-
den. Dem stehe auch nicht entgegen, dass sich 
eine über den nicht bestandskräftigen Betrag der 
Steuerfestsetzung hinausgehende Steuerminderung 
ergeben könnte.

Quelle: FG Münster, Urt. v. 27.10.2021 - 3 K 2817/20 Erb, Rev.  

(BFH: II R 44/21)

3.13

3.14 Jahresendspurt 2022: Jahresweise Zusammenballung von Werbungskosten spart Steuern

Arbeitnehmer können jedes Jahr einen Arbeitnehmer-
Pauschbetrag von 1.200 EUR (bis 2021: 1.000 EUR) 
als Werbungskosten von ihrem Bruttoarbeitslohn 
abziehen. Das Finanzamt berücksichtigt den Pausch-
betrag im Einkommensteuerbescheid automatisch, 

sofern keine höheren Kosten abgerechnet worden 
sind.
Wer arbeitstäglich mehr als 20 Kilometer zur Arbeit 
fährt, kommt in der Regel bereits allein durch seine 
Fahrtkosten über die 1.200-EUR-Grenze, so dass  

Alleinerziehende Flüchtlinge aus der Ukraine, die 
in einen Haushalt in Deutschland aufgenommen 
werden, können den Entlastungsbetrag aber  
wiede rum selbst nicht in Anspruch nehmen, wenn  
sie mit der aufnehmenden Person eine Haushalts-
gemeinschaft bilden.

Hinweis: 
Bei Arbeitnehmern wirkt sich der Entlastungsbetrag 
direkt über die Lohnsteuerklasse II aus. Um die 
Zusatzbeträge ab dem zweiten Kind zu erhalten,  
muss der Alleinerziehende einen Antrag auf Lohn-
steuer-Ermäßigung (mit Anlage „Kind“) beim 

Finanz amt einreichen. Mit diesem Antrag kann er 
auch den Wechsel in die Steuerklasse II bean tragen.  
Der Entlastungsbetrag wird von den Finanz-
ämtern zudem im Einkommensteuerbescheid bei 
der Berechnung des Gesamtbetrags der Einkünfte 
abgezogen, so dass auch andere Erwerbstätige − 
beispielsweise Selbständige und Gewerbetreibende 
− profitieren.

Quelle: 

FinMin Schleswig-Holstein, Kurzinformation 2022/10 v. 16.06.2022 

- VI 305-S 2223-711 Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine e.V., 

Pressemeldung Nr. 7 vom 09.08.2022
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sich die Abrechnung der tatsächlichen Werbungs-
kosten lohnt.
Da der Fiskus pro Jahr ohnehin 1.200 EUR als 
Pauschbetrag abzieht, wirken sich tatsächlich an-
gefallene Werbungskosten bis zu dieser Höhe 
nicht steuermindernd aus. Es lohnt sich daher für 
Arbeitnehmer häufig, berufliche Kosten jahresweise 
zusammenzuballen, damit die 1.200-EUR-Grenze 
in einem Jahr übersprungen wird (und die Kosten 
sich dann steuermindernd auswirken) und in 
einem anderen Jahr dann der Pauschbetrag greift. 
Wer diese Strategie umsetzen will, sollte noch vor 
dem Jahreswechsel sämtliche berufliche Kosten 
zusammenrechnen, die 2022 bereits entstanden  
sind und voraussichtlich noch anfallen werden. 
Hierzu gehören Kosten für Pendelfahrten zur Arbeit 
(mit 0,30 EUR pro Entfernungskilometer; 0,38 EUR 
ab dem 21. Entfernungskilometer), Arbeitsmittel (PC, 
Laptop, Bücherregal), berufliche Fortbildungen, Fach-

literatur, häusliche Arbeitszimmer und berufliche 
Auswärtstätigkeiten (Dienstreisen). Überschreiten 
diese Kosten die 1.200-EUR-Grenze, kann es sich für 
Arbeitnehmer lohnen, ohnehin geplante berufliche 
Anschaffungen noch auf 2022 vorzuziehen, weil 
sich dann jeder Euro oberhalb der 1.200-EUR-
Schwelle steuermindernd auswirkt. Damit eine 
solche „Last-minute-Zahlung“ im auslaufenden Jahr 
den gewünschten Steuerspareffekt entfaltet, muss 
das Geld bei Bareinkäufen aber unbedingt noch 
vor Silvester gezahlt werden. Bei Überweisungen 
ist der Zeitpunkt maßgeblich, an dem der Bank der 
Überweisungsauftrag zugeht. Wer Onlinebanking 
nutzt, muss seine Transaktion also vor dem Jahres-
wechsel abgeschlossen haben, damit sie für 2022 
zählt.

Quelle:

Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V., Pressemitteilung vom 20.06.2022

Der Einstieg in die Rente beginnt immer später.  
Viele sehnen sich daher nach einem vorzeitigen 
Ausstieg aus dem Arbeitsleben. Der Gesetzgeber 
hatte daher 2009 die Möglichkeit von Zeitwert-
konten geschaffen. Hierdurch kann man Arbeitszeit 
über einen längeren Zeitraum ansparen und später 
als Freizeit nutzen. Die Steuern und Sozial ver-
sicherungsbeiträge werden erst in der Nutzungs zeit 
fällig. Das Finanzgericht Thüringen (FG) musste 
darüber entscheiden, ob Lohnsteuer anfällt, wenn 
ein Teil des Gehalts nicht ausgezahlt wird, aber die 
Voraussetzungen eines Zeitwertkontos nicht erfüllt 
sind.
Bei der Klägerin fand im Zeitraum vom 01.01.2009 
bis zum 30.06.2013 eine Lohnsteuer-Außenprüfung 
statt. Dabei wurde festgestellt, dass bei einigen 
Arbeitnehmern keine Versteuerung von entstande-
nen und fälligen Gehaltsansprüchen erfolgt war. Die 
Klägerin hatte diese Beträge im Einvernehmen mit  
den Arbeitnehmern nicht ausgezahlt, um sie später  
auf noch bei der A-Bank einzurichtende Zeitwert-
konten einzuzahlen. Nach Ansicht des Finanzamts  
(FA) lösen Gutschriften auf Zeitwertkonten steuer-
rechtlich jedoch nur dann keinen Zufluss von 
Arbeits lohn aus, wenn bestimmte Voraussetzungen 
erfüllt sind. Diese seien aber laut FA bei den 
Guthabenbeträgen bis zum 31.12.2009 nicht erfüllt, 
so dass Zufluss von Arbeitslohn vorliege.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war 
erfolgreich. Zwar müsse der Arbeitgeber beim Zu-
fluss von Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit 
Lohnsteuer einbehalten. Allerdings unterliege nur 
tatsächlich zugeflossener Arbeitslohn dem Lohn-
steuerabzug. Nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs fließe Arbeitslohn aber nur zu, 
wenn der Arbeitnehmer die wirtschaftliche Ver -
fügungsmacht darüber erlange, wobei Zu fluss zeit-
punkt der Tag der Erfüllung des Anspruchs des 
Arbeitnehmers sei. Das Innehaben von Ansprüchen 
oder Rechten allein führe noch nicht zum Zufluss 
von Einnahmen bzw. Arbeitslohn. Die Klägerin habe 
die Beträge nicht an die Arbeitnehmer ausgezahlt, 
sondern diese einbehalten, um sie auf noch ein-
zurichtende Zeitwertkonten einzuzahlen. Es liege 
keine besondere Konstellation vor, die einen Zu-
fluss von Arbeitslohn begründe (z. B. Novation). 
Die Vereinbarung zwischen der Klägerin und den 
Arbeitnehmern stelle auch keine Vorausverfügung 
der Arbeitnehmer über ihren Arbeitslohn dar. Es  
liege kein Zufluss von Arbeitslohn vor, so dass auch 
keine Lohnsteuerpflicht bestehe.

Quelle: 

FG Thüringen, Urt. v. 25.11.2021 - 4 K 122/18, Rev. (BFH: VI R 28/21)

Zeitwertkonto: Ist auf nicht ausgezahlten Arbeitslohn Lohnsteuer zu erheben?
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Geerbtes Familienheim: Zehnjährige Selbstnutzung kann aus gesundheitlichen Gründen beendet werden

Eltern können ihren Kindern ein selbstbewohntes 
Familienheim erbschaftsteuerfrei vererben, sofern die 
Kinder die Immobilie nach dem Erbfall unverzüglich 
zur Nutzung zu eigenen Wohnzwecken bestimmen. 
Die Steuerbefreiung für Familienheime entfällt aber 
nachträglich, wenn der Erbe die zunächst erfolgte 
Selbstnutzung innerhalb von zehn Jahren nach dem 
Erbfall aufgibt. Gibt er die Selbstnutzung innerhalb 
dieser Frist jedoch aus zwingenden Gründen auf, 
bleibt die Steuerfreiheit wiederum erhalten.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, 
dass gesundheitliche Beeinträchtigungen solche 
zwingenden Gründe darstellen können, sofern sie 
dem Kind eine selbständige Haushaltsführung in 
dem erworbenen Familienheim unmöglich oder un-
zumutbar machen. Im zugrundeliegenden Fall hatte 
eine Tochter ein Familienheim von ihrem Vater geerbt 
und zunächst selbst bewohnt, war aber bereits 
nach sieben Jahren wieder ausgezogen, um eine 
Erdgeschosswohnung auf dem Nachbargrundstück 
zu beziehen. Im Anschluss wurde das Haus  
ab gerissen. Das Finanzamt versagte nachträglich 
die Erbschaftsteuerbefreiung für das Familienheim, 
wogegen die Tochter vor das Finanzgericht Düssel-
dorf (FG) zog und geltend machte, sie habe sich 
angesichts ihres Gesundheitszustands kaum noch 
in dem Haus bewegen können. Konkret machte 
sie zwei Bandscheibenvorfälle und ein Hüftleiden 
geltend und erklärte, dass sie die schmale und enge 
Treppe in dem (baufälligen) Einfamilienhaus aus  
dem Jahre 1951 nicht mehr hätte nutzen können.  
Ohne fremde Hilfe sei eine Lebens führung dort 
nicht mehr möglich gewesen. Das FG war jedoch der 
Ansicht, dass kein zwingender Grund für den Aus-

zug vor gelegen habe, da sich die Tochter fremder  
Hilfe hätte bedienen können. Der Steuerzugriff sei 
somit rechtmäßig. Der BFH hob das finanzgericht-
liche Urteil nun auf und verwies die Sache zurück  
zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung. 
Nach Auffassung der Bundesrichter liegt ein 
„zwingender Grund“ nicht nur dann vor, wenn die 
Selbstnutzung unmöglich ist, sondern auch, wenn 
sie unzumutbar ist. Die Selbstnutzung darf zwar 
nicht aus reinen Zweckmäßigkeitserwägungen abge-
brochen werden, beispielsweise, weil eine Sanierung 
des Familien heims unwirtschaftlich ist. Anders liegt 
der Fall aber, wenn der Erbe aus gesund heitlichen 
Gründen für eine Fortnutzung des Familienheims 
so erheblicher Unterstützung bedarf, dass nicht 
mehr von einer selbständigen Haushaltsführung 
gesprochen werden kann. Das FG muss daher 
nun im zweiten Rechts gang das Ausmaß der 
gesundheitlichen Beeinträch tigungen der Tochter 
klären und auf dieser Grund lage dann die (Un-)
Zumutbarkeit der Selbstnutzung prüfen.

Hinweis: 
Das BFH-Urteil ist eine gute Nachricht für Kinder, 
die aus gesundheitlichen Gründen die Selbstnutzung 
eines geerbten Familienheims abbrechen müssen. 
Sie sollten für erbschaftsteuerliche Zwecke eine 
gute Beweisvorsorge treffen, indem sie ihre gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen und Probleme bei der 
selbständigen Haushaltsführung dokumentieren  
(z. B. durch ärztliche Atteste, Fotos von den bau-
lichen Gegebenheiten).

Quelle: BFH, Urt. v. 01.12.2021 - II R 18/20
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3.17 Geerbtes Familienheim: „Unverzügliche“ Selbstnutzung kann auch bei langen Handwerkerwartezeiten vorliegen

Eltern können eine selbstbewohnte Immobilie erb-
schaftsteuerfrei an ihre Kinder vererben, sofern die 
Immobilie eine Wohnfläche von maximal 200 qm 
hat und die Kinder sie zur Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken bestimmen. Diese Steuerbefreiung 
setzt voraus, dass die Bestimmung zur Selbst-
nutzung „unverzüglich“ und ohne schuldhaftes  
Zögern erfolgt.
Wie schnell die Selbstnutzung durch die Kinder 
eintreten muss, hat nun der Bundesfinanzhof (BFH) 
näher untersucht. Im zugrundeliegenden Fall hatte 
eine Tochter die geerbte Wohnung ihrer Mutter 
zunächst entrümpelt und dann umfassend saniert. 

Zwischen Todestag und Einzug lagen eineinhalb  
Jahre, was Finanzamt und Finanzgericht (FG) als 
zu lang ansahen. Die Finanzrichter urteilten, dass 
die Tochter die Wohnung nicht unverzüglich zur 
Selbst nutzung bestimmt habe. Im Prozess machte 
die Tochter geltend, dass die lange Dauer bis zum 
Einzug darauf zurückzuführen sei, dass zunächst 
der Hausstand der Mutter habe ausgeräumt und 
verkauft werden müssen. Für die Durchführung der 
Sanierungsarbeiten hätten zunächst Handwerker 
organisiert werden müssen, die aufgrund voller Auf-
tragsbücher aber schwer zu beschaffen gewesen 
seien. Bereits die Termine für die Ortsbesichtigungen 
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wären ihr nur nach erheblicher Wartezeit erhältlich 
gewesen. Darauf hätten sich lange Warte zeiten für 
Kostenvoranschläge und bei den Auf trags ab wick-
lungen angeschlossen. Sie selbst habe zudem eine 
Hüftgelenksarthrose gehabt, so dass sie über viele 
Wochen gesundheitlich sehr angeschlagen gewesen sei.
Der BFH hob das klageabweisende Urteil des FG 
nun auf und entschied, dass das Gericht die un-
verzügliche Bestimmung zur Selbstnutzung zu 
vorschnell verworfen habe. Für eine „Unverzüg-
lichkeit“ genüge es bereits, wenn der Erblasser 
den Baufortschritt angemessen fördere. Er müsse 
keinen unverhältnismäßigen Aufwand betreiben, 
um den Baufortschritt zu beschleunigen, sondern 
nur die zumutbaren Maßnahmen ergreifen, um 
unangemessene Bauverzögerungen auszuschließen. 
Zwar gelte ein Zeitraum von bis zu sechs Monaten 
nach dem Erbfall regelmäßig noch als angemessen, 
allerdings könne auch ein längerer Zeitraum anerkannt 
werden, wenn der Erbe glaubhaft machen könne, 
aus welchen Gründen ein tatsächlicher Ein zug nicht 

früher möglich gewesen sei. Sofern er Handwerker 
unverzüglich beauftrage, diese aber zeitlich nicht  
früher tätig werden könnten, könne ihm dieser Um-
stand nicht angelastet werden. Auch gesundheitliche 
Hinderungsgründe müssten berücksichtigt werden. 
Das FG muss den Fall daher nun neu prüfen und sich 
eingehender mit den vorbrachten Gründen für die 
verzögerte Selbst nutzung beschäftigen.

Hinweis: 
Verzögerungen infolge der hohen Auftragslage von 
Handwerkern dürfen also nicht dem Erben ange-
lastet werden, sofern er rechtzeitig den Kontakt zu  
ihnen gesucht hat. Zur Beweisvorsorge kann es 
sinnvoll sein, zu diesem Zweck ein Bautagebuch zu 
führen. Aus diesem kann später abgeleitet werden, 
wann ein stockender Baufortschritt beispielsweise 
wegen Lieferengpässen oder Handwerkermangel 
nicht selbst zu vertreten war.

Quelle: BFH, Urt. v. 16.03.2022 - II R 6/21, NV

Wenn die Abschreibung eines Vermietungsobjekts 
ermittelt wird, erfolgt dies nach den gesetzlichen 
Vorgaben. Unter bestimmten Voraussetzungen geht 
das Gesetz von einer Nutzungsdauer von 50 Jahren 
aus, so dass jedes Jahr eine Abschreibung von 
2 % in Anspruch genommen werden kann. Aber 
wie ist es, wenn ein Gutachten von einer kürzeren 
Nutzungsdauer ausgeht? Welche Anforderungen 
müssen für ein solches Gutachten erfüllt werden? 
Das Finanzgericht Münster (FG) musste dies ent-
scheiden.
Aufgrund eines anstehenden Eigentümerwechsels 
eines Grundstücks im Rahmen einer Zwangs ver-
steigerung wurde im Auftrag des Amtsgerichts ein 
Wertgutachten erstellt. Der Gutachter ging dabei 
von einem (fiktiven) Baujahr 1960 aus und gab 
die Gesamtnutzungsdauer des Gebäudes mit 
80 Jahren, die Restnutzungsdauer mit 30 Jahren 
an. In seiner Einkommensteuererklärung machte 
der Kläger (der neue Eigentümer) daher bei den 
Vermietungseinkünften eine erhöhte Abschreibung 
von 3,33 % der Anschaffungskosten (verteilt auf 
30 Jahre) geltend. Das Finanzamt berücksichtigte 
jedoch nur die gesetzlich vorgesehenen 2 %, da das 
Wertgutachten keine Begründung für die kürzere 
Restnutzungsdauer liefere.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war 
begründet. Nach dem Gesetz könne bei einer tat-
sächlich kürzeren Nutzungsdauer eines Gebäudes 
die Abschreibung entsprechend angepasst werden. 
Der Steuerpflichtige müsse diese kürzere tat-
sächliche Nutzungsdauer aber darlegen und auch 
nachweisen. Der Nachweis müsse nicht zwingend 
durch ein Bausubstanzgutachten erfolgen. Da im 
Rahmen der Schätzung einer verkürzten tat säch-
lichen Nutzungsdauer nur die größtmögliche 
Wahr scheinlichkeit über eine kürzere tatsächliche 
Nutzungsdauer verlangt werden könne, würde 
eine Verengung der Gutachtenmethodik oder eine 
Festlegung auf ein bestimmtes Ermittlungsverfahren 
die Anforderungen an die Feststellungslast des 
Steuerpflichtigen übersteigen. Der Kläger habe 
ein Wertgutachten eines öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen vorgelegt, in dem 
Letzterer aufgrund sachlicher Kriterien eine Rest-
nutzungsdauer von 30 Jahren ermittelt habe. Den 
fundierten Ausführungen des Gutachters folgte 
das FG und stellte fest, dass die tatsächliche 
Nutzungsdauer der Immobilie zum Zeitpunkt der 
Anschaffung auf 30 Jahre verkürzt war.

Quelle: FG Münster, Urt. v. 27.01.2022 - 1 K 1741/18 E

Vermietungseinkünfte: Wie kann eine kürzere Restnutzungsdauer nachgewiesen werden?
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Haushaltsnahe Dienstleistungen: Steuerbonus gilt auch für ambulante Pflege und Betreuung eines Dritten

Privathaushalte können haushaltsnahe Dienst-
leistungen über zwei Höchstbeträge in der Ein-
kommensteuererklärung abziehen:

Minijobs: Werden die Dienstleistungen von  
einem Minijobber erbracht (beispielsweise von 
einer Putzhilfe, die im Privathaushalt einer gering-
fügigen Beschäftigung nachgeht), können 20 %  
der Lohnkosten, maximal 510 EUR pro Jahr, von  
der Einkommensteuer abgezogen werden.
Sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen und 
externe Dienstleistungen: Werden die haus halts-
nahen Dienstleistungen im Rahmen eines sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsver hält-
nis ses („auf Lohnsteuerkarte“) oder durch externe 
Firmen im Privathaushalt erbracht, lassen sich 
die anfallenden Lohnkosten mit 20 %, maximal  
4.000 EUR pro Jahr, abziehen.

Der letztgenannte Höchstbetrag gilt auch für die 
Inanspruchnahme von Pflege- und Betreu ungs-
leistungen sowie für Aufwendungen, die einem 
Steuer bürger wegen der Unterbringung in einem 
Heim oder zur dauernden Pflege erwachsen.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun konkretisiert,  
dass zu den abziehbaren Pflege- und Betreuungs-
leistungen insbesondere unmittelbare Pflege maß-
nahmen am Menschen (Körperpflege, Ernährung 
und Mobilität) gehören. Erfasst werden nach dem 

Urteil auch Leistungen zur hauswirtschaftlichen 
Versorgung, darunter Einkaufen, Kochen und das 
Reinigen der Wohnung.
Der Steuerbonus für Pflege- und Betreuungs-
leistungen lässt sich nach Auffassung des Gerichts 
auch von Steuerzahlern in Anspruch nehmen, die 
Aufwendungen für die ambulante Pflege und 
Betreuung einer dritten Person (im Urteilsfall: der 
Mutter) tragen. Dies ist nach Gerichtsmeinung 
sogar dann zulässig, wenn die Pflege- und Betreu-
ungsleistungen nicht im eigenen Haushalt des 
Steuerzahlers, sondern im Haushalt der gepflegten 
Person erbracht werden.

Hinweis: 
Der BFH stellte klar, dass die Finanzämter für 
den Abzug von ambulant erbrachten Pflege- und 
Betreuungsleistungen nicht voraussetzen dürfen, 
dass eine Rechnung ausgestellt worden und die 
Zahlung unbar erfolgt ist. Diese Voraussetzungen 
betreffen nach Gerichtsmeinung lediglich allge meine 
haushaltsnahe Dienstleistungen und Hand werker-
leistungen, jedoch nicht Pflege- und Betreuungs-
leistungen.

Quelle: BFH, Urt. v. 12.04.2022 - VI R 2/20
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3.20 Verjährte Erbschaftsteuer: Kenntnis vom Erwerb tritt mit erster Entscheidung des Nachlassgerichts ein

Auch im Bereich der Erbschaftsteuer gilt regelmäßig 
eine Festsetzungsfrist von vier Jahren. Nach deren 
Ablauf kann das Finanzamt keine Steueransprüche 
mehr wirksam durchsetzen, da sie durch Verjährung 
erlöschen.
Ein Erbe aus Sachsen hat sich vor dem Bundes-
finanz hof (BFH) nun erfolgreich auf die Verjährungs-
regelungen berufen. Er war von seiner Groß-
cousine im Jahr 2002 durch einen handschrift lichen 
Zusatz zu ihrem Testament zum Alleinerben  
bestimmt worden. Nach ihrem Tod im Jahr 2003 
beantragte der Kläger einen Erbschein als Alleinerbe, 
dem jedoch drei weitere Angehörige entgegen-
traten, da sie die Testierunfähigkeit der Erblasserin  
geltend machten. Ebenfalls 2003 erhielt das Finanz-
amt die Anzeigen zweier Banken über die Höhe der 
Einlagen der Erblasserin.
Es folgte ein jahrelanger Erbstreit. Erst im Jahr 2012 
stellte das Nachlassgericht schließlich fest, dass die 
letztwillige Verfügung der Erblasserin wirksam war, 

so dass der Kläger der Alleinerbe war. Nochmals 
fünf Jahre vergingen, bis das Beschwerdeverfahren 
gegen diesen Beschluss abgeschlossen war, so 
dass erst 2017 ein entsprechender Erbschein erteilt  
wurde. Das Finanzamt setzte 2018 − knapp 15 Jahre 
nach dem Tod der Erblasserin − daraufhin Erb-
schaftsteuer von 163.000 EUR fest. Der Alleinerbe 
machte in der Folge Festsetzungsverjährung geltend 
und berief sich darauf, dass dem Finanzamt der 
Erwerbsvorgang schließlich schon im Jahr 2003  
durch die Anzeige der Banken bekannt gewesen 
sei und die vierjährige Festsetzungsfrist zu diesem 
Zeitpunkt schon begonnen habe.
In erster Instanz unterlag der Alleinerbe zunächst. 
Das Finanzgericht Sachsen (FG) verwies auf die 
sogenannte Anlaufhemmung aus der Abgaben-
ord nung, nach der die Festsetzungsfrist bei einem 
Erwerb von Todes wegen nicht vor Ablauf des 
Kalenderjahres beginnt, in dem der Erwerber Kenntnis 
von dem Erwerb erlangt hat. Nach Auffassung des  
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Finanzgerichtsprozess: Akteneinsicht muss auch bei bekanntem Akteninhalt gewährt werden

Prozessbeteiligte haben in einem finanzgericht-
lichen Prozess das Recht, die Gerichtsakten und die  
dem Gericht vorgelegten (Finanzamts-)Akten einzu-
sehen. Sie können sich davon Kopien anfertigen 
lassen, müssen die Kopierkosten hierfür aber selbst 
tragen.

Hinweis: 
Werden die Prozessakten bei Gericht elektronisch 
geführt, wird die Akteneinsicht durch die Bereit-
stellung des Akteninhalts zum Abruf gewährt. Sofern 
die Akten noch in Papierform geführt werden, muss  
die Akteneinsicht in den Diensträumen (z. B. einer 
Behörde) erfolgen.

Ein neuer Beschluss des Bundesfinanzhofs (BFH) 
zeigt, dass der Anspruch auf Akteneinsicht sehr 
schwer wiegt. Im zugrundeliegenden Fall hatte die 
Klägerin Einsicht in die dem Finanzgericht (FG) vor-
liegende Finanzamtsakte beantragt. Das FG hatte 
abgelehnt und erklärt, dass in der Akte nur das 
gestellte Auskunftsbegehren der Klägerin und das 
Antwortschreiben des Finanzamts enthalten seien.  
Beide Schreiben lägen der Klägerin ohnehin vor, so 

dass sie die Akte nicht einsehen müsse. In der Folge 
wies das FG die Klage ab.
Der BFH hob das finanzgerichtliche Urteil nun in 
zweiter Instanz auf und erklärte, dass das FG den 
Anspruch der Klägerin auf rechtliches Gehör ver-
letzt habe, indem es die beantragte Akteneinsicht 
versagte. Die Einsicht könne nicht mit dem Argu-
ment versagt werden, dass die einzusehende Akte 
lediglich aus wenigen Blättern bestehe, die dem 
Antragsteller ohnehin bekannt seien. Das FG habe 
die Akteneinsicht als „pure Förmelei“ abgetan. Der 
Akteneinsichtsanspruch diene aber gerade dazu, 
dass sich die Prozesspartei selbst des Akteninhalts 
vergewissern könne. Diese Möglichkeit hatte das FG 
der Klägerin genommen, so dass das Urteil keinen 
Bestand haben konnte.

Hinweis:
In einem zweiten Rechtsgang muss das FG sich der 
Sache nun erneut annehmen und die Akteneinsicht 
gewähren. 

Quelle: BFH, Beschl. v. 30.05.2022 - II B 55/21, NV

3.21
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FG habe der Alleinerbe diese „Kenntnis“ erst 2017 
nach Abschluss des Erbstreits erlangt, so dass erst 
dann die Festsetzungsfrist in Gang gesetzt worden 
sei und das Finanzamt noch rechtzeitig gehandelt 
habe.
Der BFH wandte den Erbschaftsteuerzugriff in  
zweiter Instanz jedoch ab und stellte eine eingetre-
tene Festsetzungsverjährung fest. Die Bundesrichter 
erklärten, dass der Alleinerbe die notwendige 
„Kenntnis“ von dem Erwerb bereits im Jahr 2012 
erlangt habe, nachdem das Nachlassgericht die 
Wirk samkeit der letztwilligen Verfügung und die 

Alleinerbenstellung festgestellt habe. Zu diesem  
Zeit punkt hätten regelmäßig keine ernstlichen  
Zweifel am Bestand der Entscheidung vorgelegen;  
der aus gewiesene Erbe hätte spätestens dann aus-
reichend sichere Kenntnis von seiner Erbeinsetzung 
gehabt, um seiner erbschaftsteuerlichen Anzeige-
pflicht  nach  kommen zu können. Unerheblich war 
für das Gericht, dass der Beschluss im Anschluss 
angefoch ten worden war.

Quelle: BFH, Urt. v. 27.04.2022 - II R 17/20

Das Bundesfinanzministerium hat eine „Zoll-und- 
Post-App“ sowie eine „Zoll-und-Reise-App“ heraus  -
gegeben. Damit bietet es zusätzliche Infor mations-
medien an, um zum Beispiel bei Internetkäufen fest-
zustellen, welche Einfuhrabgaben zu zahlen sind.  
Ziel sei es, trotz der vielen Einfuhrbestimmungen  
den Durchblick zu behalten und dafür zu sorgen,  
dass die Rückkehr aus dem Ausland ohne Über-
raschungen verlaufe.

Beim Versand von Waren mit der Post aus einem 
Nicht-EU-Land sind zollrechtliche Bestimmungen 
zu beachten und häufig Einfuhrabgaben zu zahlen. 
Die „Zoll-und-Post-App“ berechnet die voraussicht-
lichen Abgaben und gibt für die unterschiedlichsten  
Waren gruppen Auskunft über wichtige zollrecht-
liche Bestimmungen. Zudem gibt sie Hinweise auf 
Gefahren, die von manchen Produkten ausgehen 
können. In der Rubrik „Fragen und Antworten“ findet 

Durchblick bei Einfuhrbestimmungen: BMF unterstützt durch Apps
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Fiskus hört und liest mit: Steuerfahndung erhält eigene Überwachungstechnik

Seitdem die Strafprozessordnung vom Bund 
geändert worden ist, darf die Steuerfahndung bei 
banden mäßiger Steuerhinterziehung von mehr als 
50.000 EUR die Kommunikation zwischen den 
Beteiligten überwachen. Voraussetzung hierfür ist 
eine richterliche Anordnung auf Antrag der Staats-
anwaltschaft.

Hinweis: 
Nach alter Rechtslage waren die Regelungen hierfür 
deutlich strenger. Die Überwachung war nur erlaubt, 
wenn es um die bandenmäßige Hinterziehung von 
Umsatz- oder Verbrauchssteuern ging.

In Baden-Württemberg hat die Steuerfahndung nun 
im Rahmen eines Pilotprojekts vom Landes kriminal-

amt eine eigene Technik zur Tele kommunikations-
überwachung erhalten. Das erste Gerät ist bei der 
Steuerfahndungsstelle des Finanzamts Mannheim-
Neckarstadt im Einsatz. Die Fahnder müssen damit 
bei Maßnahmen der Telekommunikations über-
wa chung nun nicht mehr auf die Ausrüstung der  
Polizei zurückgreifen, sondern können Telefon ge-
spräche und E-Mails mit der eigenen Technik mit-
hören bzw. mitlesen. Hierdurch sollen Verdächtige 
umfassender überwacht und die gewonnenen 
Erkennt nisse kurzfristiger ausgewertet werden 
können.

Quelle:

Ministerium für Finanzen Baden-Württemberg, Pressemitteilung v. 

14.07.2022

Bearbeitung von Steuererklärungen: So viel Zeit benötigen die Finanzämter

In Berlin arbeiten die Finanzämter am schnellsten, 
in Brandenburg hingegen müssen Steuerzahler im 
Durchschnitt am längsten auf ihren Steuerbe-
scheid warten. Dies ist das Ergebnis des aktuellen 
Bearbeitungs-Checks, den der Bund der Steuer-
zahler (BdSt) nun für das Veranlagungsjahr 2020 
veröffentlicht hat.
Für den aktuellen Check nahm der BdSt alle Steuer-
erklärungen in den Blick, die bis zum 31.12.2021 
eingereicht worden waren. Im Durchschnitt belegt −
zum fünften Mal in Folge − Berlin den Spitzenplatz; 
dort mussten die Steuerzahler im Schnitt nur  
33 Tage auf ihren Steuerbescheid warten. Mit  
35,1 Tagen schaffte es Hamburg vom vierten wieder 
auf den zweiten Platz. Die meiste Geduld mussten 
Bürger in Brandenburg aufbringen: Dort brauchte  
es von der Abgabe der Einkommensteuererklärung  
bis zum Bescheid im Durchschnitt rund 48 Tage.  

Damit wurde Brandenburg deutlich langsamer und 
fiel vom Mittelfeld auf den letzten Platz ab. Bremen, 
Hessen und Baden-Württemberg waren mit rund 
46 Tagen kaum schneller. Nordrhein-Westfalen 
ver öffentlichte erneut keine konkreten Zahlen: 
Das Bundesland teilte nur mit, dass es zwischen  
„2 Wochen und 6 Monaten“ brauche, um Steuer-
erklärungen zu bearbeiten.
Im Vergleich zum Vorjahr haben sich die Bundes-
länder damit bei der Bearbeitungsdauer angenähert: 
Zwischen dem Spitzenreiter und dem langsamsten 
Bundesland beträgt der Unterschied bei der 
Bearbeitungszeit inzwischen noch 15 Tage; im Jahr 
zuvor lagen zwischen dem erst- und letztplatzierten 
Bundesland (damals Berlin bzw. Thüringen) noch  
25 Tage. Der BdSt stufte den bestehenden Unter-
schied gleichwohl weiterhin als zu groß ein.

man Antworten auf die am häufigsten gestellten 
Fragen. Ein umfangreiches Dienststellenverzeichnis 
gibt Informationen über Kontaktmöglichkeiten und 
Öffnungszeiten des für den eigenen Wohnort 
zuständigen Zollamts.
Die „Zoll-und-Reise-App“ soll Urlauber dabei unter-
stützen, schnell und einfach herauszufinden, welche 
Waren bei der Einreise nach Deutschland erlaubt  
sind. Darüber hinaus enthält sie einen Freimen-
genrechner, der anzeigt, was abgabenfrei nach 
Deutschland mitgebracht werden kann. Nach der 

Installation der App benötigt diese keine Internet-
verbindung mehr, so dass unnötige Roaming-
gebühren im Ausland vermieden werden.

Hinweis: 
Die Apps können kostenlos in den App Stores von 
Apple und Google heruntergeladen werden. Bitte 
informieren Sie sich vor dem Download über die 
Datenschutzbestimmungen.

Quelle: BMF, Meldung v. 18.07.2022
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3.25 Erbverzicht: Wie hoch ist der Freibetrag, wenn der Vorerbe auf das Erbe verzichtet?

Wenn Sie etwas erben, wird bei der Berechnung 
der Erbschaftsteuer ein Freibetrag berücksichtigt. 
Die Höhe dieses Freibetrags hängt davon ab, in  
welchem verwandtschaftlichen Verhältnis Sie zum 
Erblasser stehen. Je enger das Verhältnis, desto 
höher der Freibetrag. Kinder des Erblassers erhalten 
einen Freibetrag von 400.000 EUR. Dieser Freibe-
trag steht auch den Kindern des Kindes zu, sofern 
Letzteres bereits verstorben ist. Im Streitfall musste 
das Finanzgericht Niedersachsen (FG) darüber ent-
scheiden, ob dies auch bei einem Erbverzicht des 
Kindes des Erblassers möglich ist.
Gemäß testamentarischer Verfügung erbte der Kläger 
von seinem Großvater ein Viertel des Nachlasses. 
Daneben erbten die Schwester des Klägers sowie sein 
Onkel mit seinen beiden Töchtern. Der Großvater 
und der Vater des Klägers hatten zuvor einen Erb-
verzichtsvertrag geschlossen. Der Kläger machte 
nunmehr einen Freibetrag von 400.000 EUR  
gel tend. Aufgrund der durch den Erbverzicht aus -
gelösten sogenannten „Vorversterbensfiktion“ sei er  
als Kind eines vorverstorbenen Kindes einzu-

ordnen. Das Fi nanz  amt berücksichtigte jedoch nur  
200.000 EUR, da für die Tatbestandsvoraussetzung 
„Kinder vorverstorbener Kinder“ der vermittelnde 
Elternteil tatsächlich verstorben sein müsse.
Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG hatte 
keinen Erfolg. Der Kläger sei der Enkel des Erb-
lassers. Nach dem Gesetz bleibe der Erwerb der  
Kinder der Kinder in Höhe von 200.000 EUR steuer-
frei. Ein höherer Freibetrag stehe dem Kläger nicht 
zu, da sein Vater zum Zeitpunkt des Erbfalls nicht 
verstorben gewesen sei. Etwas anderes ergebe sich 
auch nicht aus dem geschlossenen Erb ver zichts-
vertrag. Zwar bestehe zivilrechtlich eine Vor ver-
sterbensfiktion, da der Verzichtende nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch von der gesetzlichen 
Erb folge ausgeschlossen sei, so als würde er zum 
Zeitpunkt des Erbfalls nicht mehr leben. Er habe  
dann auch kein Pflichtteilsrecht. Die Vereinbarung 
ändere aber nichts an den Freibeträgen.

Quelle: 

FG Niedersachsen, Urt. v. 28.02.2022 - 3 K 176/21, Rev. zugelassen

Hinweis: 
Während die Finanzbeamten im Jahr 2020 (für das 
Veranlagungsjahr 2019) bundesweit rund 14,5 % der 
Einkommensteuererklärungen nicht mehr manuell 
erledigen mussten, betrug diese sogenannte Auto-
fall-Quote im aktuellen Check (für das Veranlagungs-

jahr 2020) schon rund 16,2 %. Wird eine Erklärung 
automatisch bearbeitet, erhalten Steuerzahler ihre 
Bescheide schon binnen 10 bis 14 Tagen.

Quelle: Bund der Steuerzahler e.V., Pressemitteilung v. 22.07.2022



STEUERTERMINE

NOVEMBER 2022

10.11.  Umsatzsteuer*
 Lohnsteuer*
 Solidaritätszuschlag*
 Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*
15.11. Grundsteuer**
15.11. Gewerbesteuer**

Zahlungsschonfrist: 
Zahlungsschonfrist: bis zum 14.11. bzw. 18.11.2022. 
Diese Schonfrist gilt nicht bei Barzahlungen und 
Zahlungen per Scheck. [* bei monatlicher Abfüh-
rung für Oktober 2022;** Vierteljahresrate an die 
Gemeinde]

27

Sarrazinstraße 11 - 15

12159 Berlin 

Hauptsitz: Berlin; 

Niederlassung: Potsdam

Tel.: 030 859948-40 

Fax: 030 859948-44

info@vierhaus-kanzlei.de

www.vierhaus-kanzlei.de

Geschäftsführer: Heinrich Vierhaus, 

Andreas Brandt, Gülperi Atalay-Akgün

Amtsgericht Charlottenburg

HRB-Nr. 80628

Die in dieser Mandanteninformation enthaltenen Angaben und Mit teilungen 

sind aus schließlich zur Information be stimmt. Die Inhalte wurden mit größter 

Sorgfalt erstellt. Sie stellen jedoch keine rechtliche oder steuerrechtliche  

Bera tung dar. Für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte 

können wir keine Gewähr übernehmen.

Vierhaus Steuerbe ra tungs gesellschaft mbH

Rechtsstand: 27.10.2022

DEZEMBER 2022

10.12.  Solidaritätszuschlag**
12.12.  Umsatzsteuer*
 Lohnsteuer*
 Solidaritätszuschlag*
 Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*
 Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer**
 Kirchensteuer ev. und r.kath.**

Zahlungsschonfrist: 
bis zum 15.12.2022. Diese Schonfrist gilt nicht bei 
Barzahlungen und Zahlungen per Scheck. [* bei 
monatlicher Abführung für November 2022; ** für 
das IV. Quartal 2022]




